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Wer wir sind

Das Generalsekretariat des Rates (GSR) unterstützt den Europäischen Rat und den Rat der EU sowie deren 
Vorbereitungsgremien in allen ihren Tätigkeitsbereichen. Unter Aufsicht der Generalsekretärin berät und unterstützt es den 
Europäischen Rat und den Rat sowie deren Vorsitze in allen Tätigkeitsbereichen, einschließlich Beratung in politischen und 
rechtlichen Fragen, Abstimmung mit anderen Organen, Ausarbeitung von Kompromissen und Texterstellung, Aufsicht 
sowie Erledigung aller praktischen Aufgaben, die für eine gute Vorbereitung und das reibungslose Funktionieren des 
Europäischen Rates und des Rates erforderlich sind.

Die Generaldirektion Kommunikation und Information (COMM) kommuniziert und informiert über die Rolle und die 
Tätigkeiten des Europäischen Rates und des Rates. Die Generaldirektion COMM dient als Schnittstelle zwischen der 
Öffentlichkeit und diesen Institutionen. Sie stellt sachlich richtige, unparteiische und aktuelle Informationen über die Rolle 
und die Tätigkeiten der beiden Organe und über die Politik der EU bereit.

Die Generaldirektion COMM umfasst zwei Direktionen: COMM 1 (Medien und Kommunikation) und COMM 2 
(Information und Öffentlichkeitsarbeit), die beide dem Generaldirektor bzw. der Generaldirektorin unterstellt sind.

COMM 1 (Medien und Kommunikation) berät den Europäischen Rat und den Rat, deren Präsidenten sowie andere damit 
verbundene Gremien wie beispielsweise die Euro-Gruppe. Sie stellt ihnen Kommunikationsinfrastruktur, Dienstleistungen 
sowie Kommunikations- und Informationsprodukte in einer Qualität bereit, die ihren Bedürfnissen und den Bedürfnissen 
ihres Medienpublikums gerecht wird.

COMM 2 (Information und Öffentlichkeitsarbeit) ist dafür zuständig, die Öffentlichkeit — auch durch wichtige 
Multiplikatoren wie nichtstaatliche Organisationen, Denkfabriken, Akademiker, Lobbyisten, einflussreiche Blogger, 
Regierungsbeamte und Studierende — für die Arbeit unserer beiden Institutionen zu interessieren und sie darüber zu 
informieren. Die Direktion trägt zur Offenheit und zur Rechenschaftspflicht der Organe gegenüber der Öffentlichkeit bei, 
indem sie Aufzeichnungen führt, Archive einrichtet und veröffentlicht und den Verpflichtungen der Organe in Bezug auf 
Transparenz und den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten nachkommt.

Der Rat bietet ein attraktives Beschäftigungspaket, mit dem persönliches Wohlergehen und berufliche Entwicklung 
gefördert werden. Dazu gehören eine wettbewerbsfähige Vergütung, eine Krankenversicherung, Familienzulagen usw. 
Unsere flexiblen Arbeitsbedingungen und Telearbeitsregelungen geben unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die 
Möglichkeit, ein gutes Gleichgewicht zwischen Beruf und Privatleben zu finden.

Was wir bieten

Die Stelle des Generaldirektors/der Generaldirektorin der GD COMM ist gleichermaßen anspruchsvoll und bereichernd in 
einem dynamischen politischen und technologischen EU-Umfeld. Zu den Aufgaben dieser Führungsposition gehört die 
Leitung eines Teams von ca. 230 qualifizierten Fachkräften.
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Unter der Dienstaufsicht der Generalsekretärin und in Zusammenarbeit mit den beiden Direktorinnen der GD COMM 
verwalten und koordinieren Sie die Generaldirektion und ihre Ressourcen professionell, organisieren die Tätigkeiten der 
GD und unterstützen und motivieren das Personal bei seiner Arbeit. Sie arbeiten die Strategie und das Arbeitsprogramm 
der Generaldirektion aus und setzen sie um, legen ihre Ziele fest und sorgen dafür, dass diese fristgerecht und unter 
Einhaltung der geforderten Qualitätsstandards erreicht werden. Sie fördern eine Kultur der effektiven Kommunikation und 
Zusammenarbeit sowohl innerhalb Ihrer Generaldirektion als auch mit den anderen Generaldirektionen und mit anderen 
Dienststellen des GSR.

Sie erbringen auf hoher Ebene Beratung in politischen Fragen und Verfahrensfragen für die Generalsekretärin, den 
Präsidenten des Europäischen Rates sowie die Vorsitze des Rates und des AStV zu allen Aspekten der in den Zuständig­
keitsbereich der Generaldirektion fallenden Dossiers, nehmen an Sitzungen und Tagungen sowie gegebenenfalls an 
Briefings und/oder Verhandlungen teil, damit Kompromisse erzielt und Lösungen gefunden werden. In diesem 
Zusammenhang unterstützen Sie die Vorsitze bei Verhandlungen und gewährleisten eine wirksame Kommunikation und 
Zusammenarbeit mit den Organen und Einrichtungen, Agenturen und sonstigen Stellen der EU in den Bereichen, die in 
den Zuständigkeitsbereich der Generaldirektion fallen.

Es ist auch Ihre Aufgabe, den Europäischen Rat und den Rat in öffentlichen Foren und in Verhandlungen mit den anderen 
Organen und Einrichtungen, Agenturen und sonstigen Stellen der EU in den Bereichen, die in den Zuständigkeitsbereich 
der Generaldirektion fallen, zu vertreten.

Gelegentlich sind Dienstreisen ins Ausland, in der Regel innerhalb der EU, erforderlich.

Wen wir suchen

Wir suchen eine zukunftsorientierte und innovative Führungskraft mit einer klaren Vision und der Fähigkeit, ein großes, 
multidisziplinäres Team zu leiten und zu motivieren. Ein gutes Verständnis der Politikgestaltung der EU und der 
EU-Angelegenheiten sowie des institutionellen Umfelds der EU ist unerlässlich, idealerweise gepaart mit Erfahrung in den 
Bereichen Kommunikation, Information und Transparenz.

Eine gute Kenntnis der Bereiche und Tätigkeiten der Generaldirektion sowie solide Erfahrung in den Bereichen Haushalt, 
Beschaffung und Verträge wären von Vorteil. Mit Seriosität und einem strukturierten und lebendigen Kommunikationsstil 
sind Sie in der Lage, hochrangige Interessenträger zu beraten. In Ihrer Rolle als umsichtiger und zuverlässiger Berater 
verfügen Sie über politischen Scharfsinn und sind in der Lage, technologische Fortschritte zu meistern und auf die 
unterschiedlichen Anforderungen der Interessenträger einzugehen. Die Fähigkeit, originelle Ideen einzubringen und sie in 
durchdachte strategische Handlungslinien umzusetzen, wäre von Vorteil.

Von allen Führungskräften im GSR wird erwartet, dass sie ihre Vorgesetzen und andere Akteure beraten, sich um Personal- 
und Finanzangelegenheiten kümmern und das GSR repräsentieren. Diese Anforderungen sind im horizontalen 
Führungskräfteprofil des GSR (1) erläutert.

Des Weiteren sind für diese Stelle folgende Fähigkeiten erforderlich:

— die Fähigkeit, strategisch zu denken und zu planen, mögliche Probleme zu antizipieren und zu ermitteln sowie 
umsetzbare Kompromisse und Lösungen vorzuschlagen;

— ausgezeichnete Kommunikationsfähigkeiten, einschließlich Fähigkeiten der zwischenmenschlichen Kommunikation;

— die Fähigkeit, gute Arbeitsbeziehungen mit vielen verschiedenen internen und externen Gesprächspartnern zu 
unterhalten, sowie Fähigkeit zu diplomatischem Verhalten;

— Führungsqualitäten und die Fähigkeit, einen guten Teamgeist zu fördern und das Personal in einem multikulturellen 
und durch Vielfalt geprägten Umfeld anzuleiten, zu motivieren und zu unterstützen, wobei besonders Wert auf die 
Personalentwicklung gelegt wird;

— die Fähigkeit, die gesamte Arbeit der Generaldirektion so zu planen und zu organisieren, dass wichtige Fristen 
eingehalten werden und eine gerechte Verteilung der Arbeitsbelastung innerhalb des Teams gewährleistet ist, sowie die 
Fähigkeit zum Veränderungsmanagement und zur Unterstützung des Personals bei Veränderungen;

— die Fähigkeit, Einigungen zu erzielen, Wirkung zu gewährleisten und gemeinsame Ziele zu verfolgen, indem Akteure 
gezielt beraten und Gespräche effektiv und konstruktiv gestaltet werden.
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(1) https://www.consilium.europa.eu/media/53258/gsc-manager-profile-de.pdf.

https://www.consilium.europa.eu/media/53258/gsc-manager-profile-de.pdf


Da das GSR eine Politik der Mobilität seiner Führungskräfte, die über ein breites Erfahrungsspektrum verfügen sollten, 
verfolgt, sollten die Bewerberinnen und Bewerber bereit und in der Lage sein, während ihrer beruflichen Laufbahn beim 
GSR in verschiedenen Tätigkeitsbereichen zu arbeiten.

EINSTELLUNGSPOLITIK

Die Bewerberinnen und Bewerber müssen zum Zeitpunkt der Bewerbung folgende Zulassungsvoraussetzungen erfüllen:

a) Allgemeine Voraussetzungen

— Sie müssen die Staatsangehörigkeit eines der Mitgliedstaaten der Europäischen Union besitzen;

— sie müssen die bürgerlichen Ehrenrechte besitzen;

— sie müssen ihren Verpflichtungen aus den für sie geltenden Wehrgesetzen nachgekommen sein.

b) Besondere Voraussetzungen

— Sie müssen einen Hochschulabschluss (2) besitzen;

— sie müssen über mindestens fünfzehn Jahre relevante Berufserfahrung verfügen;

— sie müssen über mindestens drei Jahre Berufserfahrung in einer höheren Führungsposition im Bereich der 
EU-Politik verfügen;

— da in hohem Maße Englisch und Französisch für die Kommunikation innerhalb des GSR und mit anderen 
Institutionen verwendet werden, sind ausgezeichnete Kenntnisse in einer der beiden Sprachen und gute 
Kenntnisse in der anderen Sprache erforderlich. Kenntnisse in weiteren Amtssprachen der EU wären von Vorteil.

NB:

1. Diese Planstelle setzt die Ermächtigung für den Zugang zu Verschlusssachen (Geheimhaltungsstufe SECRET UE/EU 
SECRET) voraus. Die Bewerberinnen und Bewerber erklären sich bereit, sich den Sicherheitsüberprüfungen nach 
Maßgabe des Beschlusses 2013/488/EU des Rates zu unterziehen (3). Bei dieser Stelle wird eine Ernennung nur dann 
wirksam, wenn die ausgewählte Bewerberin oder der ausgewählte Bewerber eine gültige Bescheinigung über die 
Ermächtigung zum Zugang zu Verschlusssachen erhalten hat. Einer Bewerberin oder einem Bewerber ohne 
Ermächtigung zum Zugang zu Verschlusssachen wird bis zum Erhalt der Ergebnisse der Sicherheitsüberprüfung ein 
Zeitarbeitsvertrag angeboten.

2. Die erfolgreiche Bewerberin oder der erfolgreiche Bewerber muss bereit sein, das Schulungsprogramm für 
Führungskräfte des GSR zu absolvieren.

AUSWAHLVERFAHREN

Bei der Auswahl der erfolgreichen Bewerberinnen und Bewerber wird die Anstellungsbehörde von einem beratenden 
Auswahlausschuss unterstützt. Der beratende Auswahlausschuss wird vom Assessment-Center eines externen Personalbera­
tungsunternehmens unterstützt. Die vom Assessment-Center erstellten Berichte für dieselbe Art von Planstelle gelten bis 
zwei Jahre nach dem Zeitpunkt, zu dem die entsprechenden Aufgaben stattgefunden haben, oder bis zur Kündigung des 
Rahmenvertrags zwischen dem Generalsekretariat und dem betreffenden Assessment-Center — je nachdem, welcher 
Zeitpunkt früher liegt.

Der beratende Auswahlausschuss bewertet und vergleicht zunächst die Qualifikationen und die Erfahrung sowie die 
Motivation aller Bewerberinnen und Bewerber auf der Grundlage ihrer Bewerbungen. Ausgehend von dieser 
vergleichenden Bewertung erstellt der beratende Auswahlausschuss eine Auswahlliste mit den Bewerberinnen und 
Bewerbern, die seines Erachtens am besten geeignet sind, zu einem ersten Gespräch eingeladen zu werden. Da diese erste 
Auswahl auf einer vergleichenden Bewertung der Bewerbungen basiert, garantiert die Erfüllung der Anforderungen dieser 
Stellenausschreibung nicht, dass eine Einladung zum ersten Gespräch erfolgt. Nach diesem Gespräch trifft der beratende 
Auswahlausschuss eine Vorauswahl der Bewerberinnen und Bewerber, die dann an einem Assessment-Center teilnehmen 
und zu einem zweiten Gespräch mit dem beratenden Auswahlausschuss eingeladen werden.
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(2) Gemäß Artikel 5 Absatz 3 Buchstabe c des Statuts der Beamten der Europäischen Union (Statut) gelten für die Bewerberinnen und 
Bewerber mindestens folgende Anforderungen: 
i) ein Bildungsniveau, das einem abgeschlossenen Hochschulstudium, bescheinigt durch ein Abschlusszeugnis, entspricht, wenn 

die Regelstudienzeit vier Jahre oder darüber beträgt, oder 
ii) ein Bildungsniveau, das einem abgeschlossenen Hochschulstudium, bescheinigt durch ein Abschlusszeugnis, entspricht, und 

mindestens einjährige einschlägige Berufserfahrung, wenn die Regelstudienzeit mindestens drei Jahre beträgt.
(3) Beschluss 2013/488/EU des Rates vom 23. September 2013 über die Sicherheitsvorschriften für den Schutz von EU-Verschlusssachen 

(ABl. L 274 vom 15.10.2013, S. 1).



Vorläufiger Zeitplan für das Auswahlverfahren:

— Die für die Gespräche ausgewählten Bewerber werden voraussichtlich Anfang November 2024 informiert.

— Die erste Runde der Gespräche soll gegen Mitte November 2024 stattfinden.

— Das Assessment-Center wird voraussichtlich in der zweiten Novemberhälfte 2024 stattfinden.

— Die zweite Runde der Gespräche ist für Mitte Dezember 2024 geplant.

NB: Dieser Zeitplan ist lediglich vorläufig und kann noch geändert werden.

RECHTSGRUNDLAGE

Diese Stellenausschreibung wird gemäß Artikel 29 Absätze 1 und 2 des Statuts der Beamten der Europäischen Union (4) in 
allen Organen der Europäischen Union und außerhalb der Organe veröffentlicht.

VORGEHENSWEISE BEI DER BEWERBUNG

Die Bewerbungsfrist endet am 29. Oktober 2024 um 12.00 Uhr mittags (Ortszeit Brüssel).

Bewerbungen sind vor Ablauf der Bewerbungsfrist ausschließlich per E-Mail zu richten an: applications.management@ 
consilium.europa.eu (5). Spätere Bewerbungen werden nicht berücksichtigt.

Die oben angegebene E-Mail-Adresse ist für den gesamten Schriftwechsel über das Auswahlverfahren zu verwenden (im 
Betreff der E-Mail muss folgende Bezugnahme stehen: CONS/AD/195/24 COMM).

Vor Einreichung ihrer Bewerbung sollten die Bewerberinnen und Bewerber sorgfältig prüfen, ob sie die oben im Abschnitt 
„Einstellungspolitik“ genannten Zulassungsanforderungen erfüllen, damit sie nicht automatisch vom Auswahlverfahren 
ausgeschlossen werden.

Um gültig zu sein, müssen die Bewerbungsunterlagen folgende Dokumente als PDF-Datei enthalten (NB: gesperrte, 
passwortgeschützte oder elektronisch unterzeichnete Dokumente werden nicht angenommen):

a) das ordnungsgemäß ausgefüllte und datierte Antragsformular (Dateibenennung: „XXX (IHR FAMILIENNAME) — 
Application form.pdf“); zum Herunterladen des elektronischen Antragsformulars (EN oder FR) klicken Sie bitte auf 
den entsprechenden Link unten oder kopieren Sie ihn mit „copy/paste“ in Ihren Browser (6):

https://www.consilium.europa.eu/media/68640/gsc-application_form_senior_management_en.docx

https://www.consilium.europa.eu/media/68641/gsc-application_form_senior_management_fr.docx

b) einen ausführlichen Lebenslauf auf Englisch oder Französisch (ohne Lichtbild), vorzugsweise im Europass-Format 
(https://europa.eu/europass/en/create-europass-cv; https://europa.eu/europass/fr/create-your-europass-cv), der die 
gesamte Laufbahn der Bewerberin oder des Bewerbers umfasst und in dem unter anderem die Qualifikationen, 
Sprachkenntnisse, Berufserfahrung und derzeitige Tätigkeit der Bewerberin oder des Bewerbers aufgeführt sind 
(Dateibenennung „XXX (IHR FAMILIENNAME) — CV.pdf“);

c) ein Bewerbungsschreiben auf Englisch oder Französisch (Dateibenennung „XXX (IHR FAMILIENNAME) — Motivation 
Letter.pdf“).
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(4) Statut der Beamten der Europäischen Union und Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Union, 
ursprünglich festgelegt durch die Verordnung (EWG, EURATOM, EGKS) Nr. 259/68 des Rates, (ABl. L 56 vom 4.3.1968, S. 1), 
konsolidierte Fassung abrufbar unter https://eurlex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A01962R0031-20240101.

(5) Diese E-Mail-Adresse ist mit einer Funktionsmailbox verbunden, und es können nur Nachrichten mit der Vertraulichkeitseinstellung 
„normal“ verarbeitet werden; E-Mails, die mit anderen Vertraulichkeitseinstellungen (z. B. „persönlich“, „privat“, „vertraulich“ oder 
verschlüsselte E-Mails) versandt werden, können nicht verarbeitet werden. Bitte wählen Sie daher die Vertraulichkeitseinstellung 
„normal“. Die Größe Ihrer E-Mail darf höchstens 25 MB betragen. Wenn Ihre E-Mail einschließlich der Anlagen diese Maximalgröße 
überschreitet, übermitteln Sie Ihre beigefügten Unterlagen bitte in mehreren E-Mails.

(6) Zwecks weiterer Auskünfte und/oder bei technischen Problemen wenden Sie sich bitte per E-Mail an: applications.management@ 
consilium.europa.eu.

mailto:applications.management@consilium.europa.eu
mailto:applications.management@consilium.europa.eu
https://www.consilium.europa.eu/media/68640/gsc-application_form_senior_management_en.docx
https://www.consilium.europa.eu/media/68641/gsc-application_form_senior_management_fr.docx
https://europa.eu/europass/en/create-europass-cv
https://europa.eu/europass/fr/create-your-europass-cv
https://eurlex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A01962R0031-20240101
mailto:applications.management@consilium.europa.eu
mailto:applications.management@consilium.europa.eu


Ohne diese Unterlagen ist die Bewerbung ungültig.

NB: Vorausgewählte Bewerberinnen und Bewerber, die zur ersten Runde der Vorstellungsgespräche eingeladen werden, 
müssen Kopien der Zeugnisse zum Nachweis ihrer Qualifikationen sowie Kopien der Nachweise ihrer Berufserfahrung 
vorlegen. Die Belege müssen von Dritten ausgestellt worden sein.

Die Belege sind zu nummerieren (Anlage 1, 2 usw.) und in einem einzigen PDF-Dokument zusammenzufassen 
(Dateibenennung „XXX (IHR FAMILIENNAME) — Supporting documents.pdf“). Ein Verzeichnis der Anlagen sollte 
beigefügt werden.

Sind nicht spätestens am Tag vor dem ersten Gespräch alle Belege eingegangen, kann dies als Ausschlussgrund 
betrachtet werden.

Bewerbungen, die auf dem Postweg, über Cloud-gestützte Datenspeicher-Lösungen oder Filesharing-Plattformen eingehen, 
werden nicht berücksichtigt.

Die erfolgreiche Bewerberin oder der erfolgreiche Bewerber hat die genannten Unterlagen im Original vorzulegen.

Die Bewerberinnen und Bewerber erhalten per E-Mail eine Bestätigung des Eingangs ihrer Bewerbung. Es können jedoch 
technische Schwierigkeiten auftreten, die sich auf den Versand von E-Mails auswirken. Sollten die Bewerberinnen oder 
Bewerber keine E-Mail zur Bestätigung des Eingangs ihrer Bewerbung erhalten, werden sie daher gebeten, sich an 
applications.management@consilium.europa.eu zu wenden. Da der beratende Auswahlausschuss seine Arbeit kurz nach 
Ablauf der Bewerbungsfrist aufnehmen wird, sollte jegliche Korrespondenz bezüglich des Eingangs der Bewerbungen in 
der darauf folgenden Woche stattfinden.

VIELFALT UND INKLUSION

Das GSR setzt sich für Vielfalt und Inklusion ein. Weitere Informationen sind der diesbezüglichen Erklärung zu entnehmen: 
https://www.consilium.europa.eu/de/general-secretariat/jobs/diversity-and-inclusion/.

ERNEUTE PRÜFUNG VON BEWERBUNGEN

Informationen über die Verfahren betreffend Beschwerden, die Einlegung von Rechtsmitteln und die Befassung der 
Europäischen Bürgerbeauftragten sind folgender Website zu entnehmen: https://www.consilium.europa.eu/media/56640/ 
complaint-de.pdf.

DATENSCHUTZ

Die Modalitäten für die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen dieses Auswahlverfahrens sind auf folgender 
Website dargelegt: https://www.consilium.europa.eu/media/oginw5ud/jobs-data-protection-083r01-de.pdf.
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Euro-Wechselkurs (1)

7. Oktober 2024

(C/2024/5888)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,0982

JPY Japanischer Yen 162,63

DKK Dänische Krone 7,4572

GBP Pfund Sterling 0,83918

SEK Schwedische Krone 11,3660

CHF Schweizer Franken 0,9388

ISK Isländische Krone 148,50

NOK Norwegische Krone 11,6560

BGN Bulgarischer Lew 1,9558

CZK Tschechische Krone 25,346

HUF Ungarischer Forint 402,08

PLN Polnischer Zloty 4,3215

RON Rumänischer Leu 4,9778

TRY Türkische Lira 37,6174

AUD Australischer Dollar 1,6155

Währung Kurs

CAD Kanadischer Dollar 1,4914

HKD Hongkong-Dollar 8,5291

NZD Neuseeländischer Dollar 1,7847

SGD Singapur-Dollar 1,4304

KRW Südkoreanischer Won 1 476,12

ZAR Südafrikanischer Rand 19,0978

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 7,7077

IDR Indonesische Rupiah 17 260,41

MYR Malaysischer Ringgit 4,7036

PHP Philippinischer Peso 62,519

RUB Russischer Rubel

THB Thailändischer Baht 36,669

BRL Brasilianischer Real 5,9720

MXN Mexikanischer Peso 21,2234

INR Indische Rupie 92,2458
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(1) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.



Entscheidung der Behörde für europäische politische Parteien und europäische politische Stiftungen 

vom 27. September 2024

über die Eintragung der Allianz der Europäischen Linken für die Menschen und den Planeten Erde als 
europäische politische Partei 

(Nur der englische Text ist verbindlich) 

(C/2024/5994)

DIE BEHÖRDE FÜR EUROPÄISCHE POLITISCHE PARTEIEN UND EUROPÄISCHE POLITISCHE STIFTUNGEN —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1141/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 
2014 über das Statut und die Finanzierung europäischer politischer Parteien und europäischer politischer Stiftungen (1) in 
ihrer geänderten Fassung (2), insbesondere auf Artikel 9,

unter Hinweis auf den Antrag der Allianz der Europäischen Linken für die Menschen und den Planeten Erde,

in Erwägung nachstehender Gründe:

1. bei der Behörde für europäische politische Parteien und europäische politische Stiftungen (im Folgenden „die 
Behörde“) sind am 29. August 2024 erste Unterlagen zur Beantragung der Eintragung als europäische politische 
Partei gemäß Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1141/2014 der Allianz der Europäischen Linken 
für die Menschen und den Planeten Erde (im Folgenden „der Antragsteller“) eingegangen;

2. nachdem die Behörde den Antragsteller am 30. August 2024 gemäß Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU, 
Euratom) Nr. 1141/2014 dazu aufgefordert hatte, zusätzliche Informationen einzureichen, hat sie am 2. September 
2024, 16. September 2024 und 25. September 2024 ergänzende Unterlagen zum genannten Antrag erhalten;

3. der Antragsteller hat Dokumente, die belegen, dass er die in Artikel 3 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1141/2014 
in ihrer geänderten Fassung dargelegten Bedingungen erfüllt, einschließlich der Standarderklärung in der im Anhang 
der Verordnung vorgegebenen Form, sowie seine Satzung vom 23. September 2024, die die gemäß Artikel 4 der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1141/2014 vorgegebenen Bestimmungen enthält, eingereicht;

4. gemäß Artikel 9 Absatz 3 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1141/2014 wird die Standarderklärung von der 
Behörde als ausreichend betrachtet, um festzustellen, dass der Antragsteller die Anforderungen gemäß Artikel 3 
Absatz 1 Buchstabe c zum Zwecke der Eintragung erfüllt;

5. wie in den Rechtsvorschriften des Königreichs Belgien vorgeschrieben, ist dem Antrag außerdem eine Erklärung 
einer zuständigen öffentlichen Behörde beigefügt, in der gemäß Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 1141/2014 bescheinigt wird, dass der Antragsteller seinen Sitz in diesem Mitgliedstaat hat und dass die Satzung 
des Antragstellers vom 23. September 2024 mit den einschlägigen Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats im 
Einklang steht;

6. der Antragsteller hat gemäß den Artikeln 1 und 2 der delegierten Verordnung (EU, Euratom) 2015/2401 der 
Kommission (3) zusätzliche Unterlagen eingereicht —
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(1) ABl. L 317 vom 4.11.2014, S. 1.
(2) Verordnung (EU, Euratom) 2018/673 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. Mai 2018 zur Änderung der Verordnung 

(EU, Euratom) Nr. 1141/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Statut und die Finanzierung europäischer 
politischer Parteien und europäischer politischer Stiftungen (ABl. L 114 I vom 4.5.2018, S. 1); Verordnung (EU, Euratom) 2019/493 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. März 2019 zur Änderung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1141/2014 im 
Hinblick auf ein Überprüfungsverfahren für im Zusammenhang mit Wahlen zum Europäischen Parlament begangene Verstöße gegen 
Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten (ABl. L 85 I vom 27.3.2019, S. 7).

(3) Delegierte Verordnung (EU, Euratom) 2015/2401 der Kommission vom 2. Oktober 2015 über den Inhalt und die Funktionsweise des 
Registers europäischer politischer Parteien und Stiftungen (ABl. L 333 vom 19.12.2015, S. 50).



HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Allianz der Europäischen Linken für die Menschen und den Planeten Erde wird hiermit als europäische politische Partei 
eingetragen.

Diese erwirbt europäische Rechtspersönlichkeit am Tag der Veröffentlichung dieser Entscheidung im Amtsblatt der 
Europäischen Union.

Artikel 2

Diese Entscheidung wird am Tag ihrer Bekanntgabe wirksam.

Artikel 3

Diese Entscheidung richtet sich an

Allianz der Europäischen Linken für die Menschen und den Planeten Erde
Avenue Louise/Louizalaan 523
1050 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIË

Geschehen zu Brüssel am 27. September 2024.

Für die Behörde für europäische politische Parteien
und europäische politische Stiftungen

Der Direktor
P. SCHONARD
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ANNEXE 

STATUTS COORDONNES AU 23/09/2024

De l’association sans but lucratif

Alliance de la Gauche européenne pour les Peuples et la Planète

En abrégé «AEL pour les Peuples et la Planète»

à 1050 Bruxelles, avenue Louise 523

Numéro RPM: 1012.844.405

STATUTS

Préambule

L’Alliance de la Gauche européenne pour les Peuples et la Planète unit les partis féministes de gauche verte afin de construire 
une autre Europe de coopération, de progrès social et de droits des travailleurs, de paix, de solidarité, d’égalité, de justice 
climatique, de protection de l’environnement et de développement durable, en rejetant dogme néolibéral.

Nous défendons une alternative au capitalisme. Nous aspirons à gouverner au nom de l’intérêt humain général. Nous 
sommes déterminés à défendre le droit international, les institutions démocratiques et les droits de l’homme. Nous nous 
engageons en faveur d’un avenir durable et inclusif pour tous.

Article 1 — Dénomination

L’association à but non lucratif utilise le nom «Alliance de la Gauche européenne pour les Peuples et la Planète», ou sous sa 
forme abrégée «AEL pour les Peuples et la Planète». Le nom sera toujours suivi ou précédé des mots «association sans but 
lucratif» ou des lettres «a.s.b.l.»

L’association peut recevoir un nom officiel dans chacune des langues officielles de l’Union européenne ainsi que dans les 
langues officielles des États où existent les partis membres de l’association.

Article 2 — Siège

Le siège de l’association est établi en Belgique, au lieu élu par l’organe d’administration de l’association. Il est actuellement 
établi en région de Bruxelles-Capitale.

L’organe d’administration a le pouvoir de déplacer le siège dans toute autre lieu de la région de langue française. L’assemblée 
générale ratifie la modification du siège lors de sa première réunion suivante

Article 3 — Logo

Le logo est une combinaison d’un symbole et d’un texte. Le symbole combine un cercle vert, sur le côté gauche, et un 
triangle rouge pointant vers la gauche, positionné sur le côté droit (suivant modèles repris sur l’annexe 1). Le cercle vert et 
le triangle rouge se chevauchent, créant une forme violette à l’intersection. Le nom complet du parti - Alliance de la 
Gauche européenne pour les Peuples et la Planète - est écrit à côté du symbole, en lettres capitales grasses.

Article 4 — Durée

L’association est constituée pour une durée illimitée, sauf dissolution anticipée.

Article 5 — Buts et activités

1. L’a.s.b.l., qui prend pour principes le Préambule, a pour buts:

— promouvoir une agenda féministe et antiraciste de gauche verte, de l’intérieur et de l’extérieur de l’Union européenne, 
travaillant avec la société civile et ensemble avec des partis politiques qui souscrivent à la Plateforme Politique et qui 
remplissent les critères d’adhésion tels que définis dans les présents Statuts,

— observer et respecter, en particulier dans sa Plateforme Politique et dans ses activités, les valeurs sur lesquelles l’Union 
est fondée, telles qu’elles sont exprimées à l’article 2 du traité UE, à savoir le respect de la dignité humaine, la liberté, la 
démocratie, l’égalité, l’État de droit, ainsi que le respect des droits de l’homme, y compris des droits des personnes 
appartenant à des minorités,
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— partager les meilleures pratiques en matière de campagnes électorales et l’expérience du pouvoir à tous les niveaux, en 
se concentrant sur des actions communes,

— stimuler et organiser des initiatives et des activités au niveau européen afin de réaliser son agenda énoncé dans son 
préambule et, pour assurer une coopération étroite et permanente entre tous ses membres,

— travailler en étroite coopération avec le groupe de La Gauche au Parlement européen,

— appliquer le principe d’égalité femmes-hommes dans tous ses organes élus et nommés et dans sa représentation 
extérieure,

— observer une approche transparente, notamment en ce qui concerne la comptabilité, les comptes et les dons, la vie 
privée et la protection des données à caractère personnel.

2. L’a.s.b.l. a pour objets et activités:

L’association peut développer toutes activités qui contribuent directement ou indirectement à la réalisation de son but, en ce 
compris, dans les limites autorisées par la loi, des activités lucratives accessoires, dont le produit sera de tout temps affecté 
intégralement à la réalisation du dit but.

Article 6 — Membres

L’association est composée de:

Membres à part entière ou effectifs - partis membres à part entière et organisations membres à part entière;

Membres observateurs - partis observateurs et organisations observatrices.

La liste des membres de l’association est tenue par l’organe d’administration.

L’adhésion des membres à l’association est ouverte à tout parti vert de gauche et à toute organisation politique en Europe 
qui est d’accord avec le préambule, la Plateforme Politique dont le contenu est relaté sur la deuxième annexe et les objectifs 
de ces statuts comme dit ci-avant.

Les membres à part entière doivent en outre:

— Être membres du Parlement européen et/ou membres de parlements nationaux.

— être légalement enregistré conformément à sa législation nationale en tant que sujet politique capable de participer aux 
processus électoraux;

— participer activement aux processus électoraux, pendant au moins un processus électoral au cours des 5 dernières 
années.

Les partis qui n’en ont aucun ou qui n’ont que des membres régionaux ou issus des pays non membres de l’UE peuvent 
demander le statut de membre observateur. Les membres observateurs peuvent participer à toutes les réunions, y compris 
les groupes de travail. Les membres observateurs n’ont pas le droit de vote.

Article 6.1 — Admission de membres

Le processus de demande d’adhésion pour l’adhésion de membres est initié par la communication d’intention du parti 
politique intéressé. Les demandes d’adhésion adressée à la présidence par lettre ou par courriel sont discutées et décidées 
par le Conseil Politique et ratifiées par l’Assemblée Générale.

Lorsqu’il existe un membre à part entière dans le même pays ou région politico géographique que le candidat, ce membre 
sera consulté sur la candidature et ses points de vue seront inclus dans la documentation.

Article 6.2 — Suspension et démission de membres

La suspension temporaire ou l’annulation de l’adhésion à l’association en cas de violation grave des statuts et des objectifs 
politiques, y compris en cas de non-paiement des cotisations, s’effectue selon les mêmes procédures que l’admission.

Les partis membres qui souhaitent quitter l’association doivent le déclarer officiellement par lettre ou courriel adressé à la 
présidence.
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Article 7 — Structure

L’association est composée des organes suivants:

Assemblée générale

Conseil politique

Organe d’administration appelé «Conseil Exécutif»

Article 7.1 — Assemblée générale

L’Assemblée générale est l’organe suprême de l’association. Elle est chargée de définir l’orientation politique de l’Association.

Elle tient au moins une session par année civile, sur convocation du Conseil politique ou d’un tiers des membres effectifs.

L’Assemblée générale a les compétences suivantes:

— désignation du président ou des co-présidents, selon un principe de rotation, et des administrateurs

— désignation du trésorier, sur proposition du conseil politique,

— désignation du secrétaire général.

— Décider de l’orientation stratégique de l’Association;

— Voter une modification des statuts sur proposition du Conseil politique;

— Voter la nomination ou la révocation d’un président, d’un co-président;

— Approuver le budget et les comptes;

— Voter la dissolution de l’association sur proposition du Conseil politique.

Elle est composée d’au moins deux membres par parti. Les délégués sont élus par leur parti et respectent l’égalité des sexes. 
Les femmes et les personnes non binaires peuvent représenter plus de 50 % des sièges, mais jamais moins. Un principe de 
représentation égale de tous les partis doit être respecté.

Article 7.2 — Conseil politique

Le Conseil politique est chargé d’organiser le travail de l’association conformément aux orientations décidées par 
l’Assemblée générale. Il propose, planifie et convoque des initiatives politiques pour l’association, convoque des 
conférences ou des réunions thématiques.

Il est composé d’un représentant et un suppléant de chaque membre à part entière, conformément à la nomination de 
chaque parti membre respectif, et des administrateurs.

Les réunions du Conseil politique ont lieu au moins six fois par an, à l’invitation du (des) coprésident(s).

Le Conseil politique est également autorisé à constituer des groupes de travail ad hoc sur des questions politiques 
particulières, conformément au plan d’action établi par l’Assemblée générale.

Le Conseil politique peut ajuster le nombre de délégués à l’Assemblée générale et est autorisé à inviter des invités et des 
représentants d’autres partis ou organisations à l’Assemblée générale.

Article 7.3 — L’organe d’administration

L’organe d’administration est appelé «Conseil Exécutif» est composé de minimum trois administrateurs, dont le(s) 
président(s), le secrétaire général et le trésorier, proposés par le Conseil politique et nommés par l’assemblée générale des 
membres effectifs à la majorité des voix pour une durée déterminée ou indéterminée.

L’organe d’administration se réunit aussi souvent que l’intérêt de l’association l’exige, sur convocation, soit d’un 
administrateur ou du Conseil politique. Les décisions se prennent à la majorité des voix présentes ou représentées.

L’organe d’administration peut également prendre des décisions administratives par écrit à l’unanimité absolue de tous les 
administrateurs valablement nommés, par échange de courrier, courriels ou par toute autre moyen électronique.
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Il est établi un procès-verbal des décisions de l’organe d’administration.

L’organe d’administration est tenu de suivre les directives du Conseil Politique don ‘t il est question ci-avant à l’article 7.2.

À défaut de délégation spéciale, tous les actes, pouvoirs et délégations sont valablement signés par deux administrateurs.

Il procède aux publications légalement requises dans le délai légal.

Sur proposition du Conseil politique, l’organe d’administration peut déléguer une partie de ses pouvoirs et la gestion 
journalière de l’association à une personne qui portera le titre de «secrétaire général».

Il peut en outre déléguer la représentation de l’association dans les actes judiciaires et extrajudiciaires à une ou plusieurs 
personnes, membres ou non de l’association, agissant en collège le cas échéant.

L’organe d’administration est responsable de la représentation administrative, financière et juridique de l’association, le 
Comité politique est responsable de la représentation politique de l’association.

L’organe d’administration gère l’activité quotidienne de l’association, en veillant au respect et à la mise en œuvre des 
décisions prises par l’Assemblée générale et par le Conseil politique, ainsi que de celles énoncées dans les présents statuts.

Article 7.3.1 — Présidence

Le(s) président(s) est/sont le(s) porte-parole et le(s) plus haut(s) représentant(s) politique(s) de l’association.

Le(s) président(s) représente(nt) l’Association dans la sphère publique, dans d’autres organisations ou institutions, et 
assure(nt) le lien entre l’Association et ses partis et organisations membres, ainsi que leurs représentants au Parlement 
européen.

Article 7.3.2 — Secrétaire général

Le secrétaire général gère l’activité quotidienne de l’association, soutient le travail du/des président(s), est responsable de la 
préparation et de l’organisation des réunions et assure la bonne communication des activités et des décisions de 
l’association à tous les partis et organisations membres.

Article 7.3.3 — Le Trésorier

Le Trésorier prépare le budget annuel, qui doit être approuvé par l’Assemblée Générale. Le budget doit être préparé et 
approuvé conformément aux règlements et règles concernant le financement des partis politiques au niveau européen. Le 
Trésorier prépare également les comptes annuels qui sont ensuite vérifiés par le groupe des auditeurs internes élus. Les 
comptes annuels sont ensuite approuvés par l’Assemblée Générale.

Article 8 — Procédure de prise de décision — Convocations

La majorité qualifiée aux deux tiers (2/3) s’applique pour le changement de nom, la dissolution, l’admission et l’exclusion de 
membres effectifs ainsi que pour les modifications des statuts.

Toutes les autres décisions seront prises à la majorité simple dans tous les organes respectifs.

Chaque parti, membre à part entière, dispose d’une seule voix dans chaque instance où il est représenté, indépendamment 
de son nombre de délégués. Tant pour la tenue des assemblées que pour la tenue des organes d’administration, sont 
admises les procurations par tous moyens de communications: écrits, fax, scans ou courriels.

L’association ne peut prendre des décisions que si la majorité des membres effectifs est présente dans les instances 
respectives de décision.

L’organe d’administration peut prévoir la possibilité pour les membres effectifs de participer à distance à l’assemblée 
générale grâce à un moyen de communication électronique mis à disposition par l’association. Pour ce qui concerne le 
respect des conditions de quorum et de majorité, les membres qui participent de cette manière à l’assemblée générale sont 
réputés présents à l’endroit où se tient l’assemblée générale.

Pour l’application de la tenue à distance de l’assemblée générale: l’association doit être en mesure de contrôler, par le moyen 
de communication électronique utilisé, la qualité et l’identité du membre;

Le moyen de communication électronique doit au moins permettre aux membres effectifs de prendre connaissance, de 
manière directe, simultanée et continue, des discussions au sein de l’assemblée et d’exercer leur droit de vote sur tous les 
points sur lesquels l’assemblée est appelée à se prononcer;
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Le moyen de communication électronique doit en outre permettre aux membres effectifs de participer aux délibérations et 
de poser des questions;

La convocation à l’assemblée générale contient une description claire et précise des procédures relatives à la participation à 
distance.

La convocation officielle à l’Assemblée générale est envoyée aux membres au moins un mois avant la date de l’Assemblée 
générale, soit par lettre soit par courriel avec accusé de réception, et doit indiquer la date, l’heure et le lieu de la réunion, de 
même que les détails de l’ordre du jour. Tout membre effectif peut demander au Conseil exécutif d’ajouter de nouveaux 
points à l’ordre du jour de l’Assemblée générale. L’exercice de ce droit s’effectue par notification écrite (lettre ou courriel) 
adressée à la présidence dans un délai de dix jours suivant l’envoi des convocations à l’Assemblée générale, et un 
exemplaire doit être remis au secrétaire général. Les membres peuvent à l’unanimité renoncer à l’envoi d’une convocation 
et consentir à se réunir valablement.

Article 9 — Finances

L’association se finance grâce aux cotisations de ses membres, aux cotisations et aux subventions publiques.

Le financement repose sur la transparence, notamment en matière de comptabilité, de dons, de confidentialité et de 
protection des données personnelles.

Article 9.1 — Cotisation

La cotisation (annuelle) est fixée par l’assemblée générale. Chaque membre effectif s’oblige à verser annuellement la 
cotisation dont le montant sera fixé chaque année par l’assemblée générale, en tenant compte des moyens budgétaires de 
membres.

Article 10 — Comptes — Assemblée générale ordinaire

L’exercice comptable commence le 1er janvier et se termine le 31 décembre de chaque année. Chaque année, et au plus tard 
six mois après le 31 décembre de chaque année, date de clôture de l’exercice social, l’organe d’administration soumet les 
comptes à l’assemblée générale pour approbation et le budget de l’exercice suivant.

Il est tenu chaque année, au siège ou à tout autre endroit spécialement indiqué dans les convocations, une Assemblée 
Générale ordinaire durant le premier semestre de l’année. Les convocations se font conformément aux présents statuts.

Les comptes sont tenus selon une comptabilité simplifiée portant au minimum sur les mouvements des disponibilités en 
espèces et en compte, selon un modèle établi par la loi, sauf si l’association répond aux critères de la loi qui impose une 
comptabilité complète avec établissement des comptes annuels relatifs à la comptabilité des entreprises.

Les opérations de l’association sont surveillées par un commissaire si la loi l’impose ou si l’assemblée le décide.

À défaut de nomination de commissaire, l’assemblée peut procéder à la nomination d’un ou deux vérificateurs. Dans ce cas, 
l’assemblée détermine la durée de leurs fonctions. Ils ont tous pouvoirs de contrôle, vérification, sans limitation, mais sans 
pouvoir déplacer les livres et documents. Ils rendent compte directement à l’assemblée générale de leurs observations et 
suggestions.

Article 11 — Dissolution

En cas de dissolution de l’association, le solde de son patrimoine sera transféré à un ou plusieurs organismes, fondations ou 
associations sans but lucratif, ayant un but similaire.

Article 12 — Loi applicable

Pour tout ce qui n’est pas prévu aux présentes, il en est référé à la Loi belge.

ABl. C vom 8.10.2024 DE 

ELI: http://data.europa.eu/eli/C/2024/5994/oj 7/10



Annexe 1 

Liste de partis membres effectifs à part entière 

— Alliance de gauche (Vasemmistoliitto), Finlande

— Alliance rouge et verte (Enhedslisten - De Rød-Grønne), Danemark

— Bloc de gauche (Bloco de Esquerda), Portugal

— La France Insoumise, France

— Parti de gauche (Vänsterpaertiet), Suède

— Podemos, Espagne

— Lewica Razem, Pologne
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Annexe 2 

Plateforme politique de l’ALLIANCE EUROPÉENNE DE GAUCHE (AEG) — pour les peuples et la planète 

Nous pensons que l’Europe a besoin d’une gauche combative forte, qui ne compromettra pas ses valeurs et qui se battra 
pour un projet alternatif. Un projet de justice économique et sociale auquel chacun contribuerait selon ses revenus et où 
les richesses seraient redistribuées. Un projet pour lutter réellement contre le réchauffement climatique et ses graves 
conséquences et pour protéger la nature tout en accompagnant les travailleurs dans la transition. Un projet où les règles 
d’austérité n’empêchent plus d’investir dans la transition écologique et dans les services publics qui doivent être protégés de 
la concurrence et des logiques de marché. Un projet où le féminisme et la lutte pour l’égalité et contre le patriarcat sont 
transversaux et présents dans toutes les sphères de la société. Un projet où la démocratie est approfondie, où le droit de 
tous les peuples à l’autodétermination est respecté, où nos droits et libertés prévalent et où les minorités et les réfugiés en 
acquièrent de nouveaux. Un projet de paix garantissant le respect du droit international et l’absence de doubles standards.

Nous ferons tout notre possible pour créer un avenir meilleur pour tous, en travaillant aux côtés des syndicats, des ONG, 
des mouvements sociaux et des organisations de la société civile. Ensemble, nous bâtirons une Europe qui défend les 
intérêts du plus grand nombre, et non de quelques-uns.

1. Taxer les riches et les bénéfices exceptionnels pour lutter contre les inégalités

La lutte contre la crise sociale doit être une priorité absolue. L’inflation, qui a considérablement accru la pauvreté dans toute 
l’Europe, est en grande partie le résultat des marges et des bénéfices réalisés par les grandes entreprises. Pour réduire les 
inégalités, nous devons taxer les riches et les bénéfices exceptionnels afin de redistribuer les richesses. Nous continuerons à 
lutter pour cela et à faire pression sur l’UE pour qu’elle intensifie la lutte contre l’évasion fiscale, notamment en dressant une 
liste noire des paradis fiscaux européens. La lutte contre la pauvreté et les inégalités au sein et entre les pays est une priorité 
essentielle pour permettre la solidarité.

2. Un avenir juste et vert

Afin d’atteindre zéro émission nette d’ici 2040 d’une manière socialement juste, nous avons besoin d’objectifs 
environnementaux et climatiques plus stricts ainsi que d’une planification publique pour garantir une transition verte juste. 
Nous devons cesser de subventionner les activités néfastes pour l’environnement et le climat, notamment les combustibles 
fossiles, protéger la biodiversité et modifier le cadre économique afin de stimuler les investissements dans la transition 
verte, par exemple dans les chemins de fer durables et l’industrie verte. Il est particulièrement important de consacrer des 
ressources significatives à la transition énergétique, qui soutiendront les aspirations climatiques de l’UE. La transition doit 
être juste, ce sont les grands émetteurs qui doivent contribuer le plus, et les investissements doivent aboutir à des emplois 
de qualité et sûrs, en développant le bien-être général et les infrastructures qui profitent à tous.

3. De meilleurs emplois, de meilleurs salaires

Le droit à de bonnes conditions de travail et à des emplois sûrs doit avoir la priorité sur les exigences des entreprises en 
matière de profits excessifs et de nouveaux marchés à bas salaires. Nous œuvrerons pour des syndicats renforcés, des 
clauses sociales dans les marchés publics, des salaires plus élevés, de meilleurs environnements et conditions de travail. 
Nous voulons de bons emplois syndiqués et des travailleurs qui ne soient ni en concurrence les uns avec les autres, ni 
victimes du dumping social qui profite aux grandes entreprises. Nous continuerons à nous battre pour que les travailleurs 
des plateformes bénéficient des mêmes droits que tous les travailleurs.

4. Combattre l’austérité et la privatisation pour protéger les services publics

Nous devons reconstruire nos services publics, affaiblis ou démantelés par des décennies d’austérité et des vagues de 
privatisation imposées par l’élite européenne. La pandémie a bien montré les effets pervers de telles politiques, avec des 
hôpitaux dans un état déplorable, mais elle a aussi montré que des investissements publics sont nécessaires. L’UE a été 
contrainte de le reconnaître et de suspendre un temps ses règles budgétaires absurdes, mais elle vient de les remettre en 
place avec encore plus de sanctions. Il faut s’éloigner de cette doctrine néolibérale et investir massivement dans nos 
services publics et dans la transition écologique. De plus, les biens communs stratégiques tels que l’eau et l’énergie doivent 
repris sous contrôle public.

5. Le droit au logement

Nous voulons éliminer la pénurie de logements grâce à d’importants investissements gouvernementaux dans la nouvelle 
production de logements publics et coopératifs. Le logement ne doit pas être considéré comme une marchandise sur un 
marché, c’est un droit humain, c’est pourquoi nous œuvrons pour réduire les loyers et contre la hausse des intérêts sur les 
prêts au logement. Les États membres doivent être autorisés à réaliser d’importants investissements dans la rénovation des 
logements, les infrastructures et la transition verte, ce qui signifie que les règles en matière d’aides d’État doivent être 
révisées.
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6. Un commerce équitable, pas un libre-échange

De bonnes conditions de travail, l’accent mis sur des normes environnementales élevées et le transport sur de courtes 
distances devraient être les principaux objectifs de la politique agricole et commerciale commune, et non la concurrence 
sur le marché et la course aux coûts de production les plus bas. Les accords de libre-échange imposés par l’UE ne 
respectent pas nos normes et soumettent les producteurs, y compris les agriculteurs, à une concurrence déloyale les uns 
avec les autres. Nous défendons une approche différente du commerce, où doivent prévaloir des normes sociales et 
environnementales élevées, ouvrant la voie à des sociétés plus justes dans le monde entier. Les entreprises privées ne 
devraient pas pouvoir utiliser ces accords de libre-échange pour poursuivre en justice les États membres qui tentent de 
mettre en œuvre des politiques progressistes.

7. Une Europe solidaire, pas une Europe forteresse

Nous sommes unis contre l’extrême droite, qui gagne du terrain dans toute l’Europe. Nous luttons pour contrer la 
propagation de ses discours de haine et proposons un récit alternatif. Nous continuerons à lutter pour rompre avec les 
politiques migratoires inhumaines actuelles, notamment en mettant fin aux pratiques violentes, à la détention arbitraire de 
personnes et à l’externalisation de nos frontières. Nous veillerons à ce que la solidarité prévale, lutterons pour la création 
d’une opération de recherche et de sauvetage en Méditerranée et pour que les droits de l’homme soient garantis. Nous 
supprimerons les structures et les politiques européennes qui contribuent à enfoncer les pays en développement dans la 
pauvreté et à contraindre les gens à émigrer. La situation migratoire à la frontière orientale nécessite une solidarité et un 
engagement européens accrus pour trouver des mesures qui respectent le droit de demander l’asile.

8. Le féminisme, moteur du changement politique

Le mouvement féministe à travers l’Europe est le moteur du changement politique et de la transformation sociale. C’est 
pourquoi la droite et l’extrême droite ont systématiquement ciblé les femmes et la communauté LGBTIQ+. Les femmes 
devraient pouvoir décider de leur propre corps et chacun devrait être libre de faire ses propres choix. Nous nous battrons 
pour que tous les droits soient garantis dans toute l’UE et incluons le droit à l’avortement ainsi qu’une nouvelle génération 
de droits féministes et LGBTIQ+ dans la Charte européenne des droits fondamentaux.

9. L’Europe pour la paix et le droit à l’autodétermination

Tous les peuples du monde ont droit à la liberté et à l’autodétermination. L’invasion de l’Ukraine par la Russie et le génocide 
à Gaza, ainsi que l’occupation illégale des territoires palestiniens par Israël, exigent que l’UE agisse systématiquement dans le 
respect du droit international et en faveur d’une paix fondée sur la justice. Il faut mettre fin à toute occupation et retirer les 
troupes d’invasion. Le soutien aux peuples occupés doit être renforcé et de fortes sanctions ciblées contre les puissances 
envahissantes doivent être imposées. L’UE devrait se concentrer sur la défense des droits de l’homme, du droit international 
et sur la reprise des efforts diplomatiques en faveur d’une paix juste.

10. L’Europe pour les citoyens, pas pour les lobbies

Ensemble, nous travaillons pour garantir que l’UE se soucie des besoins des citoyens plutôt que des besoins des grandes 
entreprises et du marché. Il est temps de mettre fin à la culture de l’opacité qui permet une corruption généralisée et 
l’influence des lobbies au sein des institutions européennes: nous défendrons plus d’ouverture, de démocratie et de 
transparence. Pour rompre avec ce modèle, nous défendrons un changement en profondeur des traités et des politiques 
pour garantir la justice climatique, la biodiversité, la souveraineté démocratique, le respect des droits de l’homme et des 
conditions équitables pour les travailleurs.

11. Égalité et solidarité entre les pays d’Europe

L’Union européenne doit combler les différences et accroître l’égalité entre les pays, et non créer de nouvelles divisions. Une 
réforme importante du processus d’élargissement est nécessaire afin d’offrir plus de transparence et des changements 
progressifs à tous les citoyens de l’UE et aux pays concernés afin de garantir qu’il ne crée pas un nivellement par le bas en 
termes de droits des travailleurs, de fiscalité et de protection de l’environnement. Pour ce faire, l’UE devrait fermement 
soutenir les pays candidats afin qu’ils soient en mesure de rapidement que les droits des travailleurs, des structures sociales 
et sociales solides soient construits, et que la démocratie et l’État de droit soient renforcés.
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Bekanntmachung der Einleitung einer Überprüfung wegen des bevorstehenden Auslaufens der 
Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren von Mischungen von Harnstoff und 

Ammoniumnitrat mit Ursprung in Russland, Trinidad und Tobago und den Vereinigten Staaten von 
Amerika 

(C/2024/5996)

Nach Veröffentlichung der Bekanntmachung des bevorstehenden Auslaufens (1) der Antidumpingmaßnahmen gegenüber 
den Einfuhren von Mischungen von Harnstoff und Ammoniumnitrat (im Folgenden „HAN“) mit Ursprung in Russland, 
Trinidad und Tobago und den Vereinigten Staaten von Amerika (im Folgenden „betroffene Länder“) ging bei der 
Europäischen Kommission (im Folgenden „Kommission“) ein Antrag auf Einleitung einer Überprüfung nach Artikel 11 
Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 über den Schutz 
gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Union gehörenden Ländern (2) (im Folgenden „Grundverordnung“) 
ein.

1. Überprüfungsantrag

Der Antrag wurde am 28. Juni 2024 im Sinne des Artikels 5 Absatz 4 der Grundverordnung im Namen des 
Wirtschaftszweigs der Union für Mischungen von Harnstoff und Ammoniumnitrat von Fertilizers Europe (im Folgenden 
„Antragsteller“) gestellt.

Eine allgemein einsehbare Fassung des Antrags und die Analyse, inwieweit der Antrag von den Unionsherstellern 
unterstützt wird, sind in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier verfügbar. Abschnitt 4.6 
dieser Bekanntmachung enthält Informationen über den Zugang zum Dossier für interessierte Parteien.

2. Überprüfte Ware

Die Überprüfung betrifft Mischungen von Harnstoff und Ammoniumnitrat in wässriger oder ammoniakalischer Lösung (im 
Folgenden „überprüfte Ware“), die derzeit unter dem KN-Code 3102 80 00 eingereiht werden. Der KN-Code wird nur 
informationshalber und unbeschadet einer späteren Änderung der zolltariflichen Einreihung angegeben.

Bei den derzeit geltenden Maßnahmen handelt es sich um einen endgültigen Antidumpingzoll, der mit der Durchführungs­
verordnung (EU) 2019/1688 der Kommission (3) eingeführt wurde.

3. Gründe für die Überprüfung

Der Antrag wurde damit begründet, dass bei einem Auslaufen der Maßnahmen mit einem Anhalten und/oder erneuten 
Auftreten des Dumpings und einem Anhalten oder erneuten Auftreten der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union 
zu rechnen sei.

3.1. Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens und/oder erneuten Auftretens des Dumpings

3.1.1. Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens des Dumpings aus Russland

Die Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens des Dumpings aus Russland stützt sich auf zwei alternative 
Methoden.

Erstens nahm der Antragsteller einen Vergleich des Inlandspreises mit dem Preis (auf der Stufe ab Werk) der überprüften 
Ware bei der Ausfuhr in die Union vor.

Zweitens brachte der Antragsteller auch vor, dass die Herstellkosten der russischen inländischen HAN-Hersteller aufgrund 
der künstlich niedrig gehaltenen staatlich festgelegten russischen Preise für Erdgas – einen wichtigen Input für die 
Herstellung von HAN – verzerrt seien. Daher weist der Markt dem Antragsteller zufolge eine „besondere Marktlage“ im 
Sinne von Artikel 2 Absatz 3 der Grundverordnung auf. Aus diesem Grund ermittelte der Antragsteller den Normalwert 
auch rechnerisch und nahm Berichtigungen vor. Nach dieser Methode stützt sich die Behauptung der Wahrscheinlichkeit 
eines Anhaltens des Dumpings auf einen Vergleich eines rechnerisch ermittelten Normalwerts, an dem zusätzliche 
Berichtigungen für Gaskosten, Vertriebs-, Verwaltungs- und Gemeinkosten (VVG-Kosten) sowie für Gewinne 
vorgenommen wurden, mit dem Preis (auf der Stufe ab Werk) der überprüften Ware bei der Ausfuhr in die Union.
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Auf der Grundlage beider Methoden sind die für Russland berechneten Dumpingspannen erheblich.

3.1.2. Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens des Dumpings aus der den Vereinigten Staaten von Amerika

Die Behauptung, dass im Falle der Vereinigten Staaten von Amerika das Dumping anhalten dürfte, stützt sich auf einen 
Vergleich des Inlandspreises mit dem Preis (auf der Stufe ab Werk) der überprüften Ware bei der Ausfuhr in die Union.

Aus diesem Vergleich ergeben sich für die Vereinigten Staaten von Amerika erhebliche Dumpingspannen.

3.1.3. Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens des Dumpings aus Trinidad und Tobago

Mangels zuverlässiger Daten zu den Inlandspreisen in Trinidad und Tobago nahm der Antragsteller eine rechnerische 
Ermittlung des Normalwerts (Herstellkosten, VVG-Kosten und Gewinne) in Trinidad und Tobago vor und unterzog den 
rechnerisch ermittelten Normalwert einem Vergleich mit dem Preis (auf der Stufe ab Werk) der überprüften Ware bei der 
Ausfuhr in die Union. Auf dieser Grundlage wurde für den Untersuchungszeitraum der Überprüfung kein Dumping 
festgestellt.

Daher stellte der Antragsteller die Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens des Dumpings auf der 
Grundlage eines Vergleichs des rechnerisch ermittelten Normalwerts (Herstellkosten, VVG-Kosten und Gewinn) in Trinidad 
und Tobago mit dem Preis (auf der Stufe ab Werk) der überprüften Ware bei der Ausfuhr in die Vereinigten Staaten auf; 
dieser Vergleich ergab das Vorliegen von Dumping. Darüber hinaus brachte der Antragsteller vor, dass aufgrund der 
Energiekrise im Jahr 2022 im Untersuchungszeitraum der Überprüfung vorübergehend keine gedumpten Einfuhren in die 
Union aufgetreten seien, und legte Beweise dafür vor, dass am Ende des Untersuchungszeitraums der Überprüfung bei den 
Einfuhren in die Union wieder Dumping praktiziert wurde und nach dem Untersuchungszeitraum der Überprüfung anhielt.

Auf dieser Grundlage ist dem Antragsteller zufolge im Falle eines Auslaufens der Maßnahmen erneut mit Dumping aus 
Trinidad und Tobago zu rechnen.

3.2. Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens und/oder erneuten Auftretens der Schädigung

Dem Antragsteller zufolge sind aufgrund der Einfuhren aus Russland und den Vereinigten Staaten von Amerika ein 
Anhalten der Schädigung und aufgrund der Einfuhren aus Trinidad und Tobago ein erneutes Auftreten der Schädigung 
wahrscheinlich. Der Antragsteller legte diesbezüglich hinreichende Beweise dafür vor, dass die Einfuhren der überprüften 
Ware aus den betroffenen Ländern in die Union in absoluten Zahlen und gemessen am Marktanteil insgesamt gestiegen 
sind.

Aus den vom Antragsteller vorgelegten Beweisen geht hervor, dass die Menge und/oder die Preise der eingeführten 
überprüften Ware sich unter anderem auf die Verkaufsmengen und/oder die in Rechnung gestellten Preise/den Marktanteil 
des Wirtschaftszweigs der Union negativ ausgewirkt und dadurch die Gesamtergebnisse und die finanzielle Lage des 
Wirtschaftszweigs der Union sehr nachteilig beeinflusst haben.

Dem Antragsteller zufolge ist zudem im Falle eines Auslaufens der Maßnahmen eine weitere Schädigung und ein erneutes 
Auftreten der Schädigung aufgrund der Einfuhren aus Trinidad und Tobago wahrscheinlich. Er legte diesbezüglich auch 
Beweise vor, wonach die gedumpten Einfuhren der überprüften Ware aus den betroffenen Ländern in die Union ohne 
Maßnahmen zunehmen dürften, weil die Hersteller in den betroffenen Ländern über ungenutzte Kapazitäten verfügen und 
der Unionsmarkt attraktiv ist.

4. Verfahren

Die Kommission kam nach Anhörung des nach Artikel 15 Absatz 1 der Grundverordnung eingesetzten Ausschusses zu 
dem Schluss, dass genügend Beweise für die Wahrscheinlichkeit von Dumping (4) und Schädigung vorliegen, um die 
Einleitung einer Auslaufüberprüfung zu rechtfertigen; sie leitet daher eine Überprüfung nach Artikel 11 Absatz 2 der 
Grundverordnung ein.
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(4) Angesichts der vorliegenden Informationen vertritt die Kommission die Auffassung, dass genügend Beweise vorliegen, die tendenziell 
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Inlandspreise und -kosten des betroffenen Landes heranzuziehen, und dass somit die Einleitung einer Untersuchung nach Artikel 2 
Absatz 6a der Grundverordnung gerechtfertigt ist.



Bei der Auslaufüberprüfung wird untersucht, ob damit zu rechnen ist, dass bei einem Auslaufen der Maßnahmen das 
Dumping in Bezug auf die überprüfte Ware mit Ursprung in Russland, Trinidad und Tobago und den Vereinigten Staaten 
von Amerika anhält oder erneut auftritt und der Wirtschaftszweig der Union weiter bzw. erneut geschädigt wird.

4.1. Untersuchungszeitraum der Überprüfung und Bezugszeitraum

Die Untersuchung bezüglich eines Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings erstreckt sich auf den Zeitraum vom 
1. Juli 2023 bis zum 30. Juni 2024 (im Folgenden „Untersuchungszeitraum der Überprüfung“). Die Untersuchung der 
Entwicklungen, die für die Beurteilung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der Schädigung 
relevant sind, betrifft den Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis zum Ende des Untersuchungszeitraums der Überprüfung (im 
Folgenden „Bezugszeitraum“).

4.2. Stellungnahmen zum Antrag und zur Einleitung der Untersuchung

Interessierte Parteien, die zum Antrag (zum Beispiel zu Angelegenheiten im Zusammenhang mit einem Anhalten oder 
erneuten Auftreten der Schädigung oder mit der Schadensursache) oder zu Aspekten im Zusammenhang mit der 
Einleitung der Untersuchung (zum Beispiel zu der Frage, inwieweit der Antrag unterstützt wird) Stellung nehmen möchten, 
müssen dies binnen 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union (5) tun.

Anträge auf Anhörung, die die Einleitung der Untersuchung betreffen, müssen binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung 
dieser Bekanntmachung gestellt werden.

4.3. Verfahren zur Ermittlung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings

Bei einer Auslaufüberprüfung untersucht die Kommission Ausfuhren, die im Untersuchungszeitraum der Überprüfung in 
die Union getätigt wurden, und prüft, unabhängig von den Ausfuhren in die Union, ob die Lage der Unternehmen, die die 
überprüfte Ware in den betroffenen Ländern herstellen und verkaufen, sich so darstellt, dass bei einem Auslaufen der 
Maßnahmen die Ausfuhren zu gedumpten Preisen in die Union fortgesetzt oder erneut getätigt werden dürften.

Daher werden alle Hersteller (6) der überprüften Ware aus den betroffenen Ländern gebeten, bei der Untersuchung der 
Kommission mitzuarbeiten; dies gilt auch für diejenigen, die nicht bei der Untersuchung mitgearbeitet haben, die zu den 
geltenden Maßnahmen führte.

4.3.1. Untersuchung der Hersteller in den betroffenen Ländern

Da in Russland, Trinidad und Tobago und den Vereinigten Staaten von Amerika möglicherweise eine Vielzahl von 
Herstellern von dieser Auslaufüberprüfung betroffen ist und da es gilt, die Untersuchung fristgerecht abzuschließen, kann 
die Kommission die Zahl der zu untersuchenden Hersteller auf ein vertretbares Maß beschränken, indem sie eine 
Stichprobe bildet (im Folgenden „Stichprobenverfahren“). Das Stichprobenverfahren wird nach Artikel 17 der 
Grundverordnung durchgeführt.

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine 
Stichprobe bilden kann, werden alle Hersteller oder die in ihrem Namen handelnden Vertreter hiermit gebeten, der 
Kommission binnen 7 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung Angaben zu ihren Unternehmen vorzulegen; 
dies gilt auch für diejenigen, die nicht bei der Untersuchung mitgearbeitet haben, die zu den jetzt zur Überprüfung 
anstehenden Maßnahmen führte. Diese Angaben sind über TRON.tdi unter folgender Adresse zu übermitteln: https://tron. 
trade.ec.europa.eu/tron/tdi/form/R826_SAMPLING_FORM_FOR_EXPORTING_PRODUCER. Informationen zum Zugriff 
auf TRON enthalten die Abschnitte 4.6 und 4.9.

Die Kommission wird ferner mit den Behörden Russlands, von Trinidad und Tobago und der Vereinigten Staaten von 
Amerika sowie gegebenenfalls mit den ihr bekannten Herstellerverbänden in den betroffenen Ländern Kontakt aufnehmen, 
um die Informationen einzuholen, die sie für die Auswahl der Herstellerstichprobe benötigt.
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(5) Sofern nichts anderes bestimmt ist, sind alle Bezugnahmen auf die Veröffentlichung dieser Bekanntmachung Bezugnahmen auf die 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union.

(6) Ein Hersteller ist ein Unternehmen in den betroffenen Ländern, das die überprüfte Ware herstellt, gegebenenfalls auch ein verbundenes 
Unternehmen, das an der Herstellung, den Inlandsverkäufen oder der Ausfuhr der überprüften Ware beteiligt ist.
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Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, werden die Hersteller auf der Grundlage der größten repräsentativen 
Produktions-, Verkaufs- oder Ausfuhrmenge ausgewählt, die in der zur Verfügung stehenden Zeit in angemessener Weise 
untersucht werden kann. Alle der Kommission bekannten Hersteller in den betroffenen Ländern, die Behörden der 
betroffenen Länder und die Herstellerverbände werden von der Kommission (gegebenenfalls über die Behörden der 
betroffenen Länder) darüber in Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen für die Stichprobe ausgewählt wurden.

Sobald die Kommission die erforderlichen Informationen erhalten hat, um eine Herstellerstichprobe zu bilden, teilt sie den 
betroffenen Parteien mit, ob sie in die Stichprobe einbezogen wurden. Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen die 
Hersteller, die für die Stichprobe ausgewählt wurden, binnen 30 Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung über ihre 
Einbeziehung in die Stichprobe einen ausgefüllten Fragebogen übermitteln.

Die Kommission nimmt in das zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmte Dossier einen Vermerk zur 
Stichprobenauswahl auf. Stellungnahmen zur Stichprobenauswahl müssen binnen 3 Tagen nach Bekanntgabe der 
Entscheidung über die Stichprobe eingehen.

Der Fragebogen für die Hersteller in den betroffenen Ländern steht in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien 
bestimmten Dossier zur Verfügung und auf der Website der GD Handel: https://tron.trade.ec.europa.eu/investigations/ 
ongoing.

Unbeschadet des Artikels 18 der Grundverordnung gelten Unternehmen, die ihrer möglichen Einbeziehung in die 
Stichprobe zugestimmt haben, jedoch hierfür nicht ausgewählt werden, als mitarbeitend.

4.3.2. Untersuchung der unabhängigen Einführer (7) (8)

Die unabhängigen Einführer, die die überprüfte Ware aus Russland, Trinidad und Tobagu und den Vereinigten Staaten von 
Amerika in die Union einführen, werden gebeten, bei dieser Untersuchung mitzuarbeiten; dies gilt auch für diejenigen, die 
nicht bei der Untersuchung mitgearbeitet haben, die zu den geltenden Maßnahmen führte.

Da möglicherweise eine Vielzahl unabhängiger Einführer von dieser Auslaufüberprüfung betroffen ist und da es gilt, die 
Untersuchung fristgerecht abzuschließen, kann die Kommission die Zahl der zu untersuchenden unabhängigen Einführer 
auf ein vertretbares Maß beschränken, indem sie eine Stichprobe bildet (im Folgenden „Stichprobenverfahren“). Das 
Stichprobenverfahren wird nach Artikel 17 der Grundverordnung durchgeführt.

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine 
Stichprobe bilden kann, werden alle unabhängigen Einführer oder die in ihrem Namen handelnden Vertreter hiermit 
gebeten, mit der Kommission Kontakt aufzunehmen; dies gilt auch für diejenigen, die nicht bei der Untersuchung 
mitgearbeitet haben, die zu den jetzt zur Überprüfung anstehenden Maßnahmen führte. Die Parteien müssen dies binnen 
7 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung tun, indem sie der Kommission die im Anhang erbetenen Angaben 
zu ihren Unternehmen übermitteln.

Ferner kann die Kommission mit den ihr bekannten Einführerverbänden Kontakt aufnehmen, um die Informationen 
einzuholen, die sie für die Auswahl der Stichprobe der unabhängigen Einführer benötigt.

Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, können die Einführer auf der Grundlage der größten repräsentativen 
Verkaufsmenge der überprüften Ware aus Russland, Trinidad und Tobago und den Vereinigten Staaten von Amerika in der 
Union ausgewählt werden, die in der zur Verfügung stehenden Zeit in angemessener Weise untersucht werden kann. Alle 
der Kommission bekannten unabhängigen Einführer und Einführerverbände werden von ihr davon in Kenntnis gesetzt, 
welche Unternehmen für die Stichprobe ausgewählt wurden.
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(7) Es können ausschließlich Einführer, die nicht mit Herstellern in den betroffenen Ländern verbunden sind, in die Stichprobe einbezogen 
werden. Einführer, die mit Herstellern verbunden sind, müssen Anhang I des Fragebogens für die betreffenden Hersteller ausfüllen. 
Nach Artikel 127 der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November 2015 mit Einzelheiten zur 
Umsetzung von Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des 
Zollkodex der Union gelten zwei Personen als verbunden, wenn a) sie leitende Angestellte oder Direktoren im Unternehmen der 
anderen Person sind, b) sie Teilhaber oder Gesellschafter von Personengesellschaften sind, c) sie sich in einem Arbeitgeber-Arbeitneh­
mer-Verhältnis zueinander befinden, d) eine dritte Person unmittelbar oder mittelbar 5 % oder mehr der im Umlauf befindlichen 
stimmberechtigten Anteile oder Aktien beider Personen besitzt, kontrolliert oder hält, e) eine von ihnen unmittelbar oder mittelbar die 
andere kontrolliert, f) beide von ihnen unmittelbar oder mittelbar von einer dritten Person kontrolliert werden, g) sie beide zusammen 
unmittelbar oder mittelbar eine dritte Person kontrollieren oder h) sie Mitglieder derselben Familie sind (ABl. L 343 vom 29.12.2015, 
S. 558). Nach Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des 
Zollkodex der Union ist eine „Person“ eine natürliche Person, eine juristische Person oder eine Personenvereinigung, die keine 
juristische Person ist, die jedoch nach Unionsrecht oder nach einzelstaatlichem Recht die Möglichkeit hat, im Rechtsverkehr wirksam 
aufzutreten (ABl. L 269 vom 10.10.2013, S. 1).

(8) Die von unabhängigen Einführern vorgelegten Daten können im Rahmen dieser Untersuchung auch zu anderen Zwecken als zur 
Dumpingermittlung herangezogen werden.
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Die Kommission nimmt in das zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmte Dossier auch einen Vermerk zur 
Stichprobenauswahl auf. Stellungnahmen zur Stichprobenauswahl müssen binnen 3 Tagen nach Bekanntgabe der 
Entscheidung über die Stichprobe eingehen.

Die Kommission wird den in die Stichprobe einbezogenen unabhängigen Einführern Fragebogen zur Verfügung stellen, um 
die für ihre Untersuchung benötigten Informationen einzuholen. Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen diese Parteien 
binnen 30 Tagen nach Bekanntgabe der Stichprobe einen ausgefüllten Fragebogen übermitteln.

Der Fragebogen für unabhängige Einführer steht in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier 
zur Verfügung und auf der Website der GD Handel: https://tron.trade.ec.europa.eu/investigations/ongoing.

4.4. Verfahren zur Feststellung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der Schädigung und 
zur Untersuchung der Unionshersteller

Um festzustellen, ob ein Anhalten oder erneutes Auftreten der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union wahrscheinlich 
ist, ersucht die Kommission die Unionshersteller der überprüften Ware darum, bei der Untersuchung mitzuarbeiten.

Da eine Vielzahl von Unionsherstellern von dieser Auslaufüberprüfung betroffen ist und da es gilt, die Untersuchung 
fristgerecht abzuschließen, hat die Kommission beschlossen, die Zahl der zu untersuchenden Unionshersteller auf ein 
vertretbares Maß zu beschränken, indem sie eine Stichprobe bildet (im Folgenden „Stichprobenverfahren“). Das 
Stichprobenverfahren wird nach Artikel 17 der Grundverordnung durchgeführt.

Die Kommission hat eine vorläufige Stichprobe der Unionshersteller gebildet. Genauere Angaben dazu können dem zur 
Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier entnommen werden.

Die interessierten Parteien werden hiermit aufgefordert, zur vorläufigen Stichprobe Stellung zu nehmen. Außerdem müssen 
andere Unionshersteller oder die in ihrem Namen handelnden Vertreter, die der Auffassung sind, dass bestimmte Gründe für 
die Einbeziehung ihres Unternehmens in die Stichprobe sprechen, die Kommission binnen 7 Tagen nach Veröffentlichung 
dieser Bekanntmachung kontaktieren; dies gilt auch für diejenigen Unionshersteller, die nicht bei der Untersuchung/den 
Untersuchungen mitgearbeitet haben, die zu den geltenden Maßnahmen führte(n). Sofern nichts anderes bestimmt ist, 
müssen alle Stellungnahmen zur vorläufigen Stichprobe binnen 7 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
bei der Kommission eingegangen sein.

Die Kommission wird alle ihr bekannten Unionshersteller und Verbände von Unionsherstellern darüber in Kenntnis setzen, 
welche Unternehmen in die endgültige Stichprobe einbezogen wurden.

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen die Unionshersteller, die für die Stichprobe ausgewählt wurden, binnen 
30 Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung über ihre Einbeziehung in die Stichprobe einen ausgefüllten Fragebogen 
übermitteln.

Der Fragebogen für Unionshersteller steht in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier zur 
Verfügung und auf der Website der GD Handel: https://tron.trade.ec.europa.eu/investigations/ongoing.

4.5. Verfahren zur Prüfung des Unionsinteresses

Sollte sich die Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings und der Schädigung bestätigen, 
wird nach Artikel 21 der Grundverordnung geprüft, ob die Aufrechterhaltung der Antidumpingmaßnahmen nicht etwa 
dem Unionsinteresse zuwiderliefe.

Die Unionshersteller, die Einführer und ihre repräsentativen Verbände, die Verwender und ihre repräsentativen Verbände, 
die Gewerkschaften sowie repräsentative Verbraucherorganisationen werden gebeten, der Kommission Informationen zum 
Unionsinteresse zu übermitteln.

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen die Informationen zur Bewertung des Unionsinteresses binnen 37 Tagen nach 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung übermittelt werden. Diese Angaben können entweder in einem frei gewählten 
Format oder in einem von der Kommission erstellten Fragebogen gemacht werden.

Die Fragebogen, darunter auch der Fragebogen für Verwender der überprüften Ware, stehen in dem zur Einsichtnahme 
durch interessierte Parteien bestimmten Dossier zur Verfügung und auf der Website der GD Handel: https://tron.trade.ec. 
europa.eu/investigations/ongoing. Nach Artikel 21 der Grundverordnung übermittelte Informationen werden allerdings 
nur dann berücksichtigt, wenn sie zum Zeitpunkt ihrer Übermittlung durch Beweise belegt sind, die ihre Richtigkeit 
bestätigen.
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4.6. Interessierte Parteien

Um bei der Untersuchung mitarbeiten zu können, müssen interessierte Parteien wie Hersteller in den betroffenen Ländern, 
Unionshersteller, Einführer und ihre repräsentativen Verbände, Verwender und ihre repräsentativen Verbände, 
Gewerkschaften sowie repräsentative Verbraucherorganisationen zunächst nachweisen, dass ein objektiver 
Zusammenhang zwischen ihrer Tätigkeit und der überprüften Ware besteht.

Hersteller in den betroffenen Ländern, Unionshersteller, Einführer und repräsentative Verbände, die Informationen nach 
den Verfahren der Abschnitte 4.3.1, 4.3.2 und 4.4 zur Verfügung gestellt haben, gelten als interessierte Parteien, wenn ein 
objektiver Zusammenhang zwischen ihrer Tätigkeit und der überprüften Ware besteht.

Andere Parteien können erst dann als interessierte Partei bei der Untersuchung mitarbeiten, wenn sie sich bei der 
Kommission gemeldet haben, und nur dann, wenn ein objektiver Zusammenhang zwischen ihrer Tätigkeit und der 
überprüften Ware besteht. Die Einstufung als interessierte Partei gilt unbeschadet der Anwendung des Artikels 18 der 
Grundverordnung.

Der Zugang zu dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier erfolgt über TRON.tdi unter 
folgender Adresse: https://tron.trade.ec.europa.eu/tron/tdi. Um Zugang zu erhalten, folgen Sie bitte den Anweisungen auf 
dieser Webseite (9).

4.7. Andere schriftliche Beiträge

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Bekanntmachung werden alle interessierten Parteien hiermit gebeten, ihren 
Standpunkt unter Vorlage von Informationen und sachdienlichen Nachweisen darzulegen. Sofern nichts anderes bestimmt 
ist, müssen diese Informationen und sachdienlichen Nachweise binnen 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung bei der Kommission eingehen.

4.8. Möglichkeit der Anhörung durch die untersuchenden Kommissionsdienststellen

Jede interessierte Partei kann eine Anhörung durch die untersuchenden Kommissionsdienststellen beantragen. Der 
entsprechende Antrag ist schriftlich zu stellen und zu begründen; er muss ferner eine Zusammenfassung der Punkte 
enthalten, die die interessierte Partei während der Anhörung erörtern möchte. Die Anhörung ist auf die von den 
interessierten Parteien im Voraus schriftlich dargelegten Punkte beschränkt.

Grundsätzlich können die Anhörungen nicht zur Darlegung von Sachinformationen genutzt werden, die noch nicht im 
Dossier enthalten sind. Im Interesse einer guten Verwaltung und um die Kommissionsdienststellen in die Lage zu versetzen, 
bei der Untersuchung voranzukommen, können die interessierten Parteien nach einer Anhörung jedoch aufgefordert 
werden, neue Sachinformationen vorzulegen.

4.9. Schriftliche Beiträge, Übermittlung ausgefüllter Fragebogen und Schriftwechsel

Der Kommission für die Zwecke von Handelsschutzuntersuchungen vorgelegte Angaben müssen frei von Urheberrechten 
sein. Bevor interessierte Parteien der Kommission Angaben oder Daten vorlegen, für die Urheberrechte Dritter gelten, 
müssen sie vom Urheberrechtsinhaber eine spezifische Genehmigung einholen, die es der Kommission ausdrücklich 
gestattet, a) die Angaben und Daten für die Zwecke dieses Handelsschutzverfahrens zu verwenden und b) den 
interessierten Parteien dieser Untersuchung die Angaben und Daten so vorzulegen, dass sie ihre Verteidigungsrechte 
wahrnehmen können.

Alle von interessierten Parteien übermittelten schriftlichen Beiträge, die vertraulich behandelt werden sollen, müssen den 
Vermerk „Sensitive“ (10) (zur vertraulichen Behandlung) tragen; dies gilt auch für entsprechende mit dieser 
Bekanntmachung angeforderte Informationen, ausgefüllte Fragebogen und sonstige Schreiben. Parteien, die im Laufe der 
Untersuchung Informationen vorlegen, werden gebeten, ihren Antrag auf vertrauliche Behandlung zu begründen.
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(9) Bei technischen Problemen wenden Sie sich bitte per E-Mail (trade-service-desk@ec.europa.eu) oder telefonisch (Tel. +32 22979797) an 
den Trade Service Desk.

(10) Eine Unterlage mit dem Vermerk „Sensitive“ gilt als vertraulich im Sinne des Artikels 19 der Grundverordnung und des Artikels 6 des 
WTO-Übereinkommens zur Durchführung des Artikels VI des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 1994 (Antidumping-Über­
einkommen). Sie ist ferner nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 145 
vom 31.5.2001, S. 43) geschützt.

https://tron.trade.ec.europa.eu/tron/tdi
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Parteien, die Informationen mit dem Vermerk „Sensitive“ übermitteln, müssen nach Artikel 19 Absatz 2 der 
Grundverordnung eine nichtvertrauliche Zusammenfassung vorlegen, die den Vermerk „For inspection by interested 
parties“ (zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien) trägt. Diese Zusammenfassung muss so ausführlich sein, dass sie 
ein angemessenes Verständnis des wesentlichen Inhalts der vertraulichen Informationen ermöglicht. Kann eine Partei, die 
vertrauliche Informationen vorlegt, ihren Antrag auf vertrauliche Behandlung nicht triftig begründen oder legt sie keine 
nichtvertrauliche Zusammenfassung der Informationen im vorgeschriebenen Format und in der vorgeschriebenen Qualität 
vor, so kann die Kommission solche Informationen unberücksichtigt lassen, sofern nicht anhand geeigneter Quellen in 
zufriedenstellender Weise nachgewiesen wird, dass die Informationen richtig sind.

Interessierte Parteien werden gebeten, alle Beiträge und Anträge, darunter auch Anträge auf Registrierung als interessierte 
Partei, gescannte Vollmachten und Bescheinigungen, über TRON.tdi (https://tron.trade.ec.europa.eu/tron/TDI) zu 
übermitteln. Mit der Verwendung von TRON.tdi oder E-Mail erklären sich die interessierten Parteien mit den Regeln für die 
elektronische Übermittlung von Unterlagen im Leitfaden zum „SCHRIFTWECHSEL MIT DER EUROPÄISCHEN 
KOMMISSION BEI HANDELSSCHUTZUNTERSUCHUNGEN“ einverstanden, der auf der Website der Generaldirektion 
Handel veröffentlicht ist: https://europa.eu/!7tHpY3. Die interessierten Parteien müssen ihren Namen sowie ihre Anschrift, 
Telefonnummer und gültige E-Mail-Adresse angeben und sollten sicherstellen, dass es sich bei der genannten E-Mail-Adresse 
um eine aktive offizielle Mailbox handelt, die täglich eingesehen wird. Hat die Kommission die Kontaktdaten erhalten, so 
kommuniziert sie ausschließlich über TRON.tdi oder per E-Mail mit den interessierten Parteien, es sei denn, diese 
wünschen ausdrücklich, alle Unterlagen von der Kommission auf einem anderen Kommunikationsweg zu erhalten, oder 
die Art der Unterlage macht den Versand per Einschreiben erforderlich. Weitere Regeln und Informationen bezüglich des 
Schriftverkehrs mit der Kommission, einschließlich der Grundsätze für Übermittlungen über TRON.tdi oder per E-Mail, 
können dem genannten Leitfaden für interessierte Parteien entnommen werden.

Postanschrift der Kommission:

Europäische Kommission
Generaldirektion Handel
Direktion G
Büro: CHAR 04/039
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIË

TRON.tdi: https://tron.trade.ec.europa.eu/tron/tdi

E-Mail:

Dumping: TRADE-R826-UAN-DUMPING@ec.europa.eu

Schädigung: TRADE-R826-UAN-INJURY@ec.europa.eu

5. Zeitplan für die Untersuchung

Nach Artikel 11 Absatz 5 der Grundverordnung wird die Untersuchung in der Regel binnen 12 Monaten, spätestens jedoch 
15 Monate nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung abgeschlossen.

6. Vorlage von Informationen

In der Regel können interessierte Parteien nur innerhalb der in Abschnitt 5 dieser Bekanntmachung angegebenen Fristen 
Informationen vorlegen.

Um die Untersuchung innerhalb der vorgeschriebenen Fristen abzuschließen, nimmt die Kommission nach Ablauf der Frist 
für Stellungnahmen zur endgültigen Unterrichtung bzw. gegebenenfalls nach Ablauf der Frist für Stellungnahmen zur 
weiteren Unterrichtung über die endgültigen Feststellungen keine Beiträge der interessierten Parteien mehr an.

7. Möglichkeit, zu den Beiträgen anderer Parteien Stellung zu nehmen

Zur Wahrung der Verteidigungsrechte sollten die interessierten Parteien die Möglichkeit haben, sich zu den von anderen 
interessierten Parteien vorgelegten Informationen zu äußern. Dabei dürfen die interessierten Parteien nur auf die in den 
Beiträgen der anderen interessierten Parteien vorgebrachten Punkte eingehen und keine neuen Punkte ansprechen.

Stellungnahmen zu Informationen, die von anderen interessierten Parteien auf die Unterrichtung über die endgültigen 
Feststellungen hin vorgelegt wurden, sollten, sofern nichts anderes bestimmt ist, binnen 5 Tagen nach Ablauf der Frist für 
Stellungnahmen zu den endgültigen Feststellungen abgegeben werden. Im Falle einer weiteren Unterrichtung über die 
endgültigen Feststellungen sollten Stellungnahmen zu Informationen, die von anderen interessierten Parteien auf diese 
weitere Unterrichtung hin vorgelegt wurden, spätestens am Tag nach Ablauf der Frist für Stellungnahmen zu dieser 
weiteren Unterrichtung abgegeben werden, sofern nichts anderes bestimmt ist.
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Der genannte Zeitrahmen berührt nicht das Recht der Kommission, in hinreichend begründeten Fällen zusätzliche 
Informationen von den interessierten Parteien anzufordern.

8. Verlängerung der in dieser Bekanntmachung vorgesehenen Fristen

Eine Verlängerung der in dieser Bekanntmachung vorgesehenen Fristen sollte nur in Ausnahmefällen beantragt werden und 
wird nur bei hinreichender Begründung gewährt. In jedem Fall sind Verlängerungen von Fristen für die Beantwortung der 
Fragebogen normalerweise auf 3 Tage begrenzt; grundsätzlich werden höchstens 7 Tage gewährt. In Bezug auf die Fristen 
für die Vorlage anderer Informationen nach dieser Bekanntmachung sind Verlängerungen auf 3 Tage begrenzt, sofern nicht 
nachgewiesen wird, dass außergewöhnliche Umstände vorliegen.

9. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit

Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den erforderlichen Informationen oder erteilt sie die Auskünfte nicht 
fristgerecht oder behindert sie die Untersuchung erheblich, so können nach Artikel 18 der Grundverordnung positive oder 
negative Feststellungen auf der Grundlage der verfügbaren Informationen getroffen werden.

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder irreführende Informationen vorgelegt hat, so können diese 
Informationen unberücksichtigt bleiben; stattdessen können die verfügbaren Informationen zugrunde gelegt werden.

Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur eingeschränkt mit und stützen sich die Feststellungen daher nach Artikel 18 
der Grundverordnung auf die verfügbaren Informationen, so kann dies zu einem Ergebnis führen, das für diese Partei 
ungünstiger ist, als wenn sie mitgearbeitet hätte.

Werden die Antworten nicht elektronisch übermittelt, so gilt dies nicht als mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit, sofern die 
interessierte Partei darlegt, dass die Übermittlung der Antwort in der gewünschten Form die interessierte Partei über 
Gebühr zusätzlich belasten würde oder mit unangemessenen zusätzlichen Kosten verbunden wäre. Die interessierte Partei 
sollte unverzüglich mit der Kommission Kontakt aufnehmen.

10. Anhörungsbeauftragte

Interessierte Parteien können sich an die Anhörungsbeauftragte für Handelsverfahren wenden. Sie befasst sich mit Anträgen 
auf Zugang zum Dossier, Streitigkeiten über die Vertraulichkeit von Unterlagen, Anträgen auf Fristverlängerung und 
sonstigen Anträgen in Bezug auf die Verteidigungsrechte der interessierten Parteien oder von Dritten, die sich während des 
Verfahrens ergeben.

Die Anhörungsbeauftragte kann Anhörungen ansetzen und vermittelnd zwischen interessierten Parteien und den 
Dienststellen der Kommission tätig werden, um zu gewährleisten, dass die interessierten Parteien ihre Verteidigungsrechte 
umfassend wahrnehmen können. Eine Anhörung durch die Anhörungsbeauftragte ist schriftlich zu beantragen und zu 
begründen. Die Anhörungsbeauftragte prüft die Gründe, aus denen der jeweilige Antrag gestellt wird. Solche Anhörungen 
sollten nur stattfinden, wenn die Fragen nicht zeitnah mit den Dienststellen der Kommission geklärt wurden.

Alle Anträge sind frühzeitig zu stellen, um die geordnete Abwicklung des Verfahrens nicht zu gefährden. Zu diesem Zweck 
sollten interessierte Parteien die Anhörungsbeauftragte zum frühestmöglichen Zeitpunkt nach Eintritt des Ereignisses, das 
ein Tätigwerden ihrerseits rechtfertigt, um eine Intervention ersuchen. Bei nicht fristgerecht eingereichten Anträgen auf 
Anhörung prüft die Anhörungsbeauftragte auch die Gründe für die Verspätung, die Art der aufgeworfenen Probleme und 
die Auswirkungen dieser Probleme auf die Verteidigungsrechte, wobei den Interessen einer guten Verwaltung und dem 
fristgerechten Abschluss der Untersuchung gebührend Rechnung getragen wird.

Weiterführende Informationen und Kontaktdaten können interessierte Parteien den Webseiten der Anhörungsbeauftragten 
im Internet-Auftritt der GD Handel entnehmen: https://policy.trade.ec.europa.eu/contacts/hearing-officer_en.

11. Möglichkeit der Beantragung einer Überprüfung nach Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung

Bei dieser Auslaufüberprüfung handelt es sich um eine Überprüfung nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung; daher 
werden die Untersuchungsergebnisse nicht etwa zu einer Änderung der geltenden Maßnahmen führen, sondern nach 
Artikel 11 Absatz 6 der Grundverordnung zur Aufhebung oder Aufrechterhaltung jener Maßnahmen.

Ist nach Auffassung einer interessierten Partei zu überprüfen, ob die Maßnahmen geändert werden sollten, so kann die 
Partei eine Überprüfung nach Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung beantragen.

DE ABl. C vom 8.10.2024 
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Parteien, die eine solche, von der in dieser Bekanntmachung genannten Auslaufüberprüfung getrennt durchzuführende 
Überprüfung beantragen möchten, können unter der angegebenen Anschrift Kontakt mit der Kommission aufnehmen.

12. Verarbeitung personenbezogener Daten

Alle im Rahmen dieser Untersuchung erhobenen personenbezogenen Daten werden nach der Verordnung (EU) 2018/1725 
des Europäischen Parlaments und des Rates (11) verarbeitet.

Ein Vermerk zum Datenschutz, mit dem alle natürlichen Personen über die Verarbeitung personenbezogener Daten im 
Rahmen der handelspolitischen Schutzmaßnahmen der Kommission unterrichtet werden, ist auf der Website der 
GD Handel abrufbar: https://europa.eu/!vr4g9W.
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(11) Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABl. L 295 vom 
21.11.2018, S. 39, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2018/1725/oj).

https://europa.eu/!vr4g9W
http://data.europa.eu/eli/reg/2018/1725/oj


ANHANG 

Sensitive version (zur 
vertraulichen Behandlung)

Version for inspection by 
interested parties (zur 
Einsichtnahme durch 
interessierte Parteien)

(Zutreffendes bitte ankreuzen)

ANTIDUMPINGVERFAHREN BETREFFEND DIE EINFUHREN VON MISCHUNGEN VON HARNSTOFF UND 
AMMONIUMNITRAT MIT URSPRUNG IN RUSSLAND, TRINIDAD UND TOBAGO UND DEN VEREINIGTEN 

STAATEN VON AMERIKA

INFORMATIONEN FÜR DIE AUSWAHL DER STICHPROBE DER UNABHÄNGIGEN EINFÜHRER

Dieses Formular soll unabhängigen Einführern dabei helfen, die unter Abschnitt 4.3.2 der Einleitungsbekanntmachung 
angeforderten Informationen zur Stichprobenauswahl bereitzustellen.

Beide Fassungen, die „Sensitive version“ (zur vertraulichen Behandlung) und die „Version for inspection by interested 
parties“ (zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien), sollten nach Maßgabe der Angaben in der Einleitungsbe­
kanntmachung an die Kommission zurückgesandt werden.

1. NAME UND KONTAKTDATEN

Machen Sie bitte folgende Angaben zu Ihrem Unternehmen:

Name des Unternehmens

Anschrift

Kontaktperson

E-Mail

Telefon

2. UMSATZ UND VERKAUFSMENGE

Geben Sie für den Untersuchungszeitraum der Überprüfung bitte Folgendes an: den Gesamtumsatz des Unternehmens in 
EUR und – für die überprüfte Ware im Sinne der Einleitungsbekanntmachung – den Wert der Einfuhren und der 
Weiterverkäufe auf dem Unionsmarkt nach der Einfuhr aus Russland, Trinidad und Tobago und den Vereinigten Staaten in 
EUR sowie die entsprechende Menge in Tonnen.

Tonnen Wert (in EUR)

Gesamtumsatz Ihres Unternehmens (in EUR)

Einfuhren der überprüften Ware mit Ursprung in Russland

Einfuhren der überprüften Ware mit Ursprung in Trinidad und 
Tobago

Einfuhren der überprüften Ware mit Ursprung in den Vereinigten 
Staaten

Einfuhren der überprüften Ware (jeglichen Ursprungs)

Weiterverkäufe der überprüften Ware auf dem Unionsmarkt nach 
der Einfuhr aus Russland

Weiterverkäufe der überprüften Ware auf dem Unionsmarkt nach 
der Einfuhr aus Trinidad und Tobago

Weiterverkäufe der überprüften Ware auf dem Unionsmarkt nach 
der Einfuhr aus den Vereinigten Staaten

DE ABl. C vom 8.10.2024 
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3. GESCHÄFTSTÄTIGKEITEN IHRES UNTERNEHMENS UND DER VERBUNDENEN UNTERNEHMEN (1)

Bitte machen Sie Angaben zu den genauen Geschäftstätigkeiten des Unternehmens und aller verbundenen Unternehmen 
(bitte auflisten und Art der Verbindung mit Ihrem Unternehmen angeben), die an Herstellung oder Verkauf (im Inland oder 
zur Ausfuhr) der überprüften Ware beteiligt sind. Zu diesen Tätigkeiten könnten unter anderem der Einkauf der überprüften 
Ware, ihre Herstellung im Rahmen von Unterauftragsvereinbarungen, ihre Verarbeitung oder der Handel mit ihr gehören.

Name und Standort des Unternehmens Geschäftstätigkeiten Art der Verbindung

4. SONSTIGE ANGABEN

Machen Sie bitte sonstige sachdienliche Angaben, die der Kommission aus der Sicht des Unternehmens bei der 
Stichprobenbildung von Nutzen sein könnten.

5. ERKLÄRUNG

Mit der Übermittlung der genannten Angaben erklärt sich das Unternehmen mit seiner etwaigen Einbeziehung in die 
Stichprobe einverstanden. Wird das Unternehmen in die Stichprobe einbezogen, muss es einen Fragebogen ausfüllen und 
einem Besuch in seinen Betriebsstätten zustimmen, welcher der Überprüfung seiner Angaben dient. Lehnt ein 
Unternehmen eine Einbeziehung in die Stichprobe ab, wird es bei dieser Untersuchung als nicht mitarbeitendes 
Unternehmen geführt. Die Kommission trifft die Feststellungen in Bezug auf nicht mitarbeitende Einführer auf der 
Grundlage der verfügbaren Informationen; dies kann zu einem Ergebnis führen, das für das betreffende Unternehmen 
ungünstiger ist, als wenn es mitgearbeitet hätte.
Unterschrift des/der Bevollmächtigten:
Name und Funktion des/der Bevollmächtigten:
Datum:

ABl. C vom 8.10.2024 DE 

ELI: http://data.europa.eu/eli/C/2024/5996/oj 11/11

(1) Nach Artikel 127 der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November 2015 mit Einzelheiten zur 
Umsetzung von Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des 
Zollkodex der Union gelten zwei Personen als verbunden, wenn a) sie leitende Angestellte oder Direktoren im Unternehmen der 
anderen Person sind, b) sie Teilhaber oder Gesellschafter von Personengesellschaften sind, c) sie sich in einem Arbeitgeber-Arbeitneh­
mer-Verhältnis zueinander befinden, d) eine dritte Person unmittelbar oder mittelbar 5 % oder mehr der im Umlauf befindlichen 
stimmberechtigten Anteile oder Aktien beider Personen besitzt, kontrolliert oder hält, e) eine von ihnen unmittelbar oder mittelbar die 
andere kontrolliert, f) beide von ihnen unmittelbar oder mittelbar von einer dritten Person kontrolliert werden, g) sie beide zusammen 
unmittelbar oder mittelbar eine dritte Person kontrollieren oder h) sie Mitglieder derselben Familie sind (ABl. L 343 vom 29.12.2015, 
S. 558). Nach Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des 
Zollkodex der Union ist eine „Person“ eine natürliche Person, eine juristische Person oder eine Personenvereinigung, die keine 
juristische Person ist, die jedoch nach Unionsrecht oder nach einzelstaatlichem Recht die Möglichkeit hat, im Rechtsverkehr wirksam 
aufzutreten (ABl. L 269 vom 10.10.2013, S. 1).



Genehmigung staatlicher Beihilfen nach den Artikeln 107 und 108 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 

Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden 

SA.115028 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(C/2024/6002)

Datum der Annahme der Entscheidung 13.9.2024

Nummer der Beihilfe SA.115028

Mitgliedstaat Frankreich

Region

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Fonds d’aides sélectives à la création de jeux vidéo (prolongation)

Rechtsgrundlage Articles 322-1 à 322-30 du Règlement général des aides du Centre 
national du cinéma et de l’image animée

Art der Beihilfe Regelung

Ziel Kultur

Form der Beihilfe Zuschuss

Haushaltsmittel Haushaltsmittel insgesamt: 32 400 000 EUR
Jährliche Mittel: 5 400 000 EUR

Beihilfehöchstintensität 100,0 %

Laufzeit 1.1.2025 - 31.12.2030

Wirtschaftssektoren Verlegen von Computerspielen, Programmierungstätigkeiten

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde Centre national du cinéma et de l'image animée
291 boulevard Raspail 75014, Paris, France

Sonstige Angaben

Die rechtsverbindliche(n) Sprachfassung(en) der Entscheidung, aus der/denen alle vertraulichen Angaben gestrichen sind, 
finden Sie unter:

https://competition-cases.ec.europa.eu/search?caseInstrument=SA

Amtsblatt 
der Europäischen Union 

DE 
Reihe C 

C/2024/6002 8.10.2024
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Genehmigung staatlicher Beihilfen nach den Artikeln 107 und 108 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 

Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden 

SA.54478 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(C/2024/6007)

Datum der Annahme der Entscheidung 15.5.2023

Nummer der Beihilfe SA.54478

Mitgliedstaat Polen

Region

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Alleged unlawful restructuring aid to Ruch S.A.

Rechtsgrundlage

Art der Beihilfe Ad-hoc-Beihilfe Ruch S.A.

Ziel

Form der Beihilfe Bürgschaft, Sonstige, Andere Formen der Kapitalintervention, 
Kredite/rückzahlbare Vorschüsse, Schuldentilgung

Haushaltsmittel Haushaltsmittel insgesamt: 248 600 000 PLN
Jährliche Mittel: 0 PLN

Beihilfehöchstintensität

Laufzeit

Wirtschaftssektoren Einzelhandel mit Zeitschriften, Zeitungen, Schreibwaren und 
Bürobedarf

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde -

Sonstige Angaben

Die rechtsverbindliche(n) Sprachfassung(en) der Entscheidung, aus der/denen alle vertraulichen Angaben gestrichen sind, 
finden Sie unter:

https://competition-cases.ec.europa.eu/search?caseInstrument=SA

Amtsblatt 
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Genehmigung staatlicher Beihilfen nach den Artikeln 107 und 108 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 

Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden 

SA.115165 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(C/2024/6009)

Datum der Annahme der Entscheidung 3.9.2024

Nummer der Beihilfe SA.115165

Mitgliedstaat Frankreich

Region

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Modification de la carte des aides à finalité régionale pour la France 
(1er janvier 2022 – 31 décembre 2027) - Intensités d’aide accrues 
pour les investissements couverts par le règlement STEP

Rechtsgrundlage Loi n° 2006-1771 du 30 décembre 2006 de finances rectificative 
pour 2006, Décret n° 2022-968 du 30 juin 2022 relatif aux zones 
d'aide à finalité régionale et aux zones d'aide à l'investissement des 
petites et moyennes entreprises pour la période 2022-2027

Art der Beihilfe Regelung

Ziel Regionale Entwicklung (einschließlich der territorialen 
Zusammenarbeit)

Form der Beihilfe

Haushaltsmittel

Beihilfehöchstintensität

Laufzeit bis zum 31.12.2027

Wirtschaftssektoren Alle für Beihilfen in Frage kommende Wirtschaftszweige

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde Direction générale des collectivités locales
2 place des Saussaies- 75 008 PARIS

Sonstige Angaben

Die rechtsverbindliche(n) Sprachfassung(en) der Entscheidung, aus der/denen alle vertraulichen Angaben gestrichen sind, 
finden Sie unter:

https://competition-cases.ec.europa.eu/search?caseInstrument=SA

Amtsblatt 
der Europäischen Union 

DE 
Reihe C 

C/2024/6009 8.10.2024

ELI: http://data.europa.eu/eli/C/2024/6009/oj 1/1

https://competition-cases.ec.europa.eu/search?caseInstrument=SA


Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache M.11735 – CVC / FIDELIO / ODEVO) 

Für das vereinfachte Verfahren infrage kommender Fall 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(C/2024/6032)

1. Am 27. September 2024 ist die Anmeldung eines geplanten Zusammenschlusses nach Artikel 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen.

Diese Anmeldung betrifft folgende Unternehmen:

— CVC Capital Partners Plc („CVC“, Jersey),

— Fidelio Capital („Fidelio“, Schweden),

— Odevo MidCo AB („Odevo“, Schweden), kontrolliert von Fidelio.

CVC und Fidelio werden im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 4 der Fusionskontrollverordnung 
die gemeinsame Kontrolle über Odevo erwerben.

Der Zusammenschluss erfolgt durch Erwerb von Anteilen.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— CVC ist ein weltweit tätiger Verwalter alternativer Anlagen, der sich auf Private Equity, Kredite, Sekundärmarkt­
geschäfte und Infrastruktur konzentriert.

— Fidelio investiert in Wachstumsunternehmen, vor allem in den nordischen Ländern, Europa und den Vereinigten 
Staaten.

3. Das Unternehmen Odevo ist in folgenden Geschäftsbereichen tätig: Immobilienverwaltung in Finnland, Schweden, 
dem Vereinigten Königreich und den Vereinigten Staaten.

4. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter die 
Fusionskontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich vor.

Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission über die 
vereinfachte Behandlung bestimmter Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates über 
die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen (2) infrage.

5. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach dieser Veröffentlichung eingehen. Dabei 
ist stets folgendes Aktenzeichen anzugeben:

M.11735 – CVC / FIDELIO / ODEVO
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(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 („Fusionskontrollverordnung“).
(2) ABl. C 160 vom 5.5.2023, S. 1.



Die Stellungnahmen können der Kommission per E-Mail oder Post übermittelt werden, wobei folgende 
Kontaktangaben zu verwenden sind:

E-Mail: COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu

Postanschrift:
Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIË

DE ABl. C vom 8.10.2024 
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Rücknahme der Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache M.11754 — AGL / TTC / SAMUDERA / JV) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(C/2024/6033)

Am 26. September 2024 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 
des Rates (1) („Fusionskontrollverordnung“) bei der Europäischen Kommission eingegangen.

Am 2. Oktober 2024 unterrichteten die Anmelder die Kommission über die Rücknahme der Anmeldung.
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache M.11637 – SONOCO / EVIOSYS) 

Für das vereinfachte Verfahren infrage kommender Fall 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(C/2024/6034)

1. Am 27. September 2024 ist die Anmeldung eines geplanten Zusammenschlusses nach Artikel 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen.

Diese Anmeldung betrifft folgende Unternehmen:

— Sonoco Products Company („Sonoco“, Vereinigte Staaten),

— Eviosys Group („Eviosys“, Schweiz).

Sonoco wird im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung die Kontrolle über die 
Gesamtheit von Eviosys erwerben.

Der Zusammenschluss erfolgt durch Erwerb von Anteilen.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Sonoco ist ein weltweit tätiger Hersteller von Industrie- und Verbraucherverpackungen, darunter insbesondere 
Kombidosen und starre Papierbehälter. In Europa ist das Unternehmen hauptsächlich in den Bereichen Kunststoffe für 
Verbraucher und Industrie, Kombidosen (aus Papier) und, in begrenztem Umfang, Dosenverschlüsse aus Metall tätig.

— Eviosys bietet Lösungen für Lebensmittelverpackungen aus Metall, Verschlüsse, Werbeverpackungen aus Metall und 
Sprühdosen aus Weißblech an. In Europa bietet das Unternehmen Lebensmittelverpackungen und Schmuckdosen für 
Werbezwecke, Dosenverschlüsse und Sprühdosen an.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter die 
Fusionskontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich vor.

Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission über die vereinfachte 
Behandlung bestimmter Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates über die Kontrolle von 
Unternehmenszusammenschlüssen (2) infrage.

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach dieser Veröffentlichung eingehen. Dabei ist stets 
folgendes Aktenzeichen anzugeben:

M.11637 – SONOCO / EVIOSYS
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Die Stellungnahmen können der Kommission per E-Mail oder Post übermittelt werden, wobei folgende Kontaktangaben zu 
verwenden sind:

E-Mail: COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu

Postanschrift:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIË

DE ABl. C vom 8.10.2024 
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache M.11745 - DIE SCHWEIZERISCHE POST / FENACO / POWERUP JV) Für das vereinfachte 
Verfahren infrage kommender Fall 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(C/2024/6046)

1. Am 25. September 2024 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen.

Diese Anmeldung betrifft folgende Unternehmen:

— Die Schweizerische Post AG („Schweizerische Post“, Schweiz),

— Fenaco Genossenschaft („Fenaco“, Schweiz).

Schweizerische Post und Fenaco werden im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 4 der Fusionskontroll­
verordnung die gemeinsame Kontrolle über PowerUp AG („PowerUp“, Schweiz) erwerben.

Der Zusammenschluss erfolgt durch Erwerb von Anteilen an einem neu gegründeten Gemeinschaftsunternehmen.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Schweizerische Post ist hauptsächlich in den Geschäftsbereichen Beförderung von Postsendungen und Stückgütern im 
In- und Ausland, Erbringung von Finanzdienstleistungen, Dienstleistungen im regionalen Personenverkehr sowie damit 
zusammenhängenden Dienstleistungen tätig,

— Fenaco ist hauptsächlich im Geschäftsbereich Versorgung der Landwirtschaft und weiterer Sektoren mit 
landwirtschaftlichen Produktionsmitteln, Verbrauchsgütern und Dienstleistungen tätig.

3. Das Unternehmen PowerUp wird in folgenden Geschäftsbereichen tätig sein:

— Betrieb und Vermarktung eines schweizweiten öffentlichen Schnellladenetzes für elektrische Fahrzeuge.

4. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter die 
Fusionskontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich vor.

Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission über die vereinfachte 
Behandlung bestimmter Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates über die Kontrolle von 
Unternehmenszusammenschlüssen (2) infrage.

5. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach dieser Veröffentlichung eingehen. Dabei ist stets 
folgendes Aktenzeichen anzugeben:

M.11745 – DIE SCHWEIZERISCHE POST / FENACO / POWERUP JV

Die Stellungnahmen können der Kommission per E-Mail oder Post übermittelt werden, wobei folgende Kontaktangaben zu 
verwenden sind:

E-Mail: COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu
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Postanschrift:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIË

DE ABl. C vom 8.10.2024 
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache M.11726 – CLEARLAKE / MV CREDIT) 

Für das vereinfachte Verfahren infrage kommender Fall 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(C/2024/6047)

1. Am 1. Oktober 2024 ist die Anmeldung eines geplanten Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen.

Diese Anmeldung betrifft folgende Unternehmen:

— Clearlake Capital Group Limited (Vereinigtes Königreich), kontrolliert von Clearlake Capital Group L.P. („Clearlake“, 
Vereinigte Staaten),

— MV Credit Limited („MV Credit“, Vereinigtes Königreich), kontrolliert von BPCE SA (Frankreich).

Clearlake wird im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung die Kontrolle über die 
Gesamtheit von MV Credit erwerben.

Der Zusammenschluss erfolgt durch Erwerb von Anteilen.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Clearlake ist eine private Anlagegesellschaft mit Portfolio-Unternehmen aus den Bereichen Software und technologie­
gestützte Dienste, Energie und Industriegüter sowie Lebensmittel und Konsumgüter.

— MV Credit ist ein im Privatkreditbereich tätiges Unternehmen, das in vorrangige und nachrangige Verbindlichkeiten 
investiert.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter die 
Fusionskontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich vor.

Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission über die vereinfachte 
Behandlung bestimmter Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates über die Kontrolle von 
Unternehmenszusammenschlüssen (2) infrage.

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach dieser Veröffentlichung eingehen. Dabei ist stets 
folgendes Aktenzeichen anzugeben:

M.11726 – CLEARLAKE / MV CREDIT

Die Stellungnahmen können der Kommission per E-Mail oder Post übermittelt werden, wobei folgende Kontaktangaben zu 
verwenden sind:

E-Mail: COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu

Postanschrift:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIË
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Berichtigung der Bekanntmachung der Kommission über die Auslegungsleitlinien zu der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße 

(Amtsblatt der Europäischen Union C 222 vom 26. Juni 2023) 

(C/2024/90080)

Seite 6, Abschnitt 2.1.6 Absatz 2 Satz 1:

Anstatt: „Einige zuständige Behörden nehmen in ihr öffentliches Verkehrsangebot Dienste auf, die mit Seilbahnen 
(z. B. Seilschwebebahnen, Standseilbahnen) erbracht werden.“

muss es heißen: „Einige zuständige Behörden nehmen in ihr öffentliches Verkehrsangebot Dienste auf, die mit 
seilgetriebenen Fahrzeugen (z. B. Kabelbahnen, Standseilbahnen) erbracht werden.“

Seite 11, Abschnitt 2.2.6 Absatz 1 Satz 2:

Anstatt: „Im Falle der Vergabe von Unteraufträgen ist der Betreiber eines öffentlichen Verkehrsdienstes stets 
verpflichtet, ‚den überwiegenden Teil‘ der öffentlichen Personenverkehrsdienste selbst zu erbringen.“

muss es heißen: „Im Falle der Vergabe von Unteraufträgen ist der Betreiber eines öffentlichen Verkehrsdienstes stets 
verpflichtet, ‚einen bedeutenden Teil‘ der öffentlichen Personenverkehrsdienste selbst zu erbringen.“
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